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Abschnitt C   Antworten auf viele Fragen 

Bei der Umsetzung der EG-Richtlinie hat der Bundesgesetzgeber nur die unbedingt notwendigen Re-
gelungen in das nationale Recht umgesetzt und auf durchaus wünschenswerte Detailregelungen ver-
zichtet. Deshalb sind von Anfang an bei den Betroffenen aber auch bei den zuständigen Behörden 
viele Zweifelsfragen aufgetreten. Die zuständigen Ministerien des Bundes und der Länder haben in 
mehreren Sitzungen ihre Auffassung zusammengefasst. Im August 2011 wurde der Katalog letztmalig 
überarbeitet. Eine Neufassung ist im Jahr 2014 vorgesehen. Wir drucken diesen Katalog hier ab. Bei 
den Antworten sind allerdings die durch das Gesetz zur Änderung des BKrFQG vom 25.05.2011 noch 
nicht berücksichtigt. Wir haben an den betreffenden Stellen die sich aus der Gesetzesänderung erge-
benden Klarstellungen in kursiver Schrift kenntlich gemacht. 

Da es zur Auslegung des Berufskraftfahrer Qualifikationsgesetzes noch keine gefestigte obergerichtli-
che Rechtsprechung gibt, können bestehende Unklarheiten nur anhand der von den zuständigen Mi-
nisterien im Bund und den Ländern sowie dem Bundesamt für Güterverkehr (BAG) veröffentlichten 
Auslegungshilfen beantwortet werden. Ob die Gerichte die Auffassung der Länder übernehmen, bleibt 
abzuwarten. Die Auslegung der zuständigen Ministerien bietet aber im Zweifelsfall eine gute Argu-
mentationshilfe. Soweit die Bundesvereinigung bei einzelnen Fragen eine abweichende Auffassung 
vertritt, ist diese grau hinterlegt. 

Zur Frage, ob auch Kraftfahrer, die bei der öffentlichen Hand beschäftigt sind, unter die Vorgaben des 
BKrFQG fallen, hat das BAG in Abstimmung mit den Ländern eine Auslegungshilfe veröffentlich, die 
wir als Anlage 2 ebenfalls abdrucken. Die weit gefasste Auslegung der Ausnahmeregelung aus § 1 
Abs. 2 Nr. 5 BKrFQG ist natürlich auf alle Kraftfahrer anwendbar, also auch auf die bei Privatunter-
nehmen beschäftigten. 

Außerdem haben einzelne Bundesländer auf der Grundlage dieser Beratungen eigene Erlasse veröf-
fentlicht. Diese können bei den Landesverbänden??? bzw. dem zuständigen Landesministerium an-
gefordert werden. Im Abschnitt H veröffentlichen wir einige uns bekannte Regelungen aus Baden-
Württemberg. Es würde aber den Rahmen des Kompendiums sprengen, wollten wir die Regelungen 
aller Bundesländern hier veröffentlich. 
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Vorbemerkung: Der aktuelle Fragen- und Antwortenkatalog (Stand 12.08.2011) soll bis zum Sommer 
2014 überarbeitet und ergänzt werden. Die Antwortengeben die Auffassung der zuständigen Ministe-
rien wider, es handelt es sich um Auslegungshilfen, an die die Gerichte nicht gebunden sind. Ob ins-
besondere die Obergerichte sich diese Auslegung in jedem Fall zu eigen machen, wird sich erst in der 
Zukunft erweisen. Solange es aber noch keine gefestigte obergerichtliche Rechtsprechung zu den 
Fragen gibt, ist es ratsam, sich an dieser Auslegungshilfe zu orientieren. Betroffene könnten sich, 
sollte das Gericht zu einer strengeren Auslegung kommen, zumindest auf einen unvermeidbaren Ver-
botsirrtum berufen. Dieser schließt bekannter Maßen eine Bestrafung aus. 

(in wenigen Tagen wird hier eine Neufassung des BMVI erwartet) 
 

Stand: 12.08.2011 

Fragen zur Anwendung des BKrFQG und der BKrFQV 

Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
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I. Anwendungsbereich, Rechtsansprüche 

I.1. Sind die Rechtsvorschriften auf Fahrer und Fahrerinnen im Bereich des Werkverkehrs 
oder z.B. der Abfallentsorgung, Stadtreinigung und Grünanlagenpflege anzuwenden? 

Erörterungsergebnis: 

Es bestand Einvernehmen, dass der Begriff der Güterbeförderung im BKrFQG, der hier nicht 
definiert ist, durch Rückgriff auf das GüKG ausgelegt werden kann. 

 Der Begriff der Beförderung ist nach der Auslegung des GüKG nicht erfüllt, wenn das Kraft-
fahrzeug eine Arbeitsleistung vollbringt, bei der die Ortsverlagerung nicht im Vordergrund 
steht. Bei Fahrten mit Kraftfahrzeugen zum Zwecke der Straßenreinigung ist das der Fall. 

 Bei Fahrten mit Kraftfahrzeugen zum Zwecke der „Grünanlagenpflege“ wird unterstellt, dass 
es sich um Säuberung, Instandhaltung und Pflege öffentlicher oder privater Flächen ohne 
die Beförderung von Transportgut und nur mit der Beförderung von für die Arbeiten erforder-
lichen Geräten handelt. 

In den vorgenannten Fällen findet das BKrFQG außerdem deshalb keine Anwendung, weil die 
Beförderung von Gütern nicht „Hauptbeschäftigung“ ist (vgl. § 1 Abs. 2 Nr. 5 BKrFQG). 

Bei der Abfallentsorgung – Transport von Abfällen, einschließlich „Einsammeln“ von Hausmüll – 
handelt es sich gemäß § 1 Abs. 1 BKrFQG um Fahrten im Güterkraftverkehr zu gewerblichen 
Zwecken. Die Frage der güterkraftverkehrsrechtlichen Einordnung von Abfallen wurde bereits in 
der Vergangenheit mehrfach diskutiert. Der BLFA „GüKG“ ist der Auffassung, dass Abfälle un-
abhängig von der Tatsache, ob diese Bestandteile enthalten, die dem Wirtschaftskreislauf er-
neut zugeführt werden, generell Güter im Sinne des Güterkraftverkehrsgesetzes sind. Der 
Transport dieser Güter unterliegt der güterkraftverkehrsrechtlichen Erlaubnispflicht. 

Hinweis der BVF: In der Auslegungshilfe des BAG (Anlage 2 zu diesem Katalog) wird klarge-
stellt, dass die Vorgaben des BKrFQG auch auf die bei der öffentlichen Hand beschäftigte Kraft-
fahrer, anzuwenden sind. In der Auslegungshilfe werden aber die Tatbestandsmerkmale des § 
1 Abs. 2 Nr. 5 BKrFQG sehr weit ausgelegt. Deshalb dürfte sich die weitaus überwiegende Zahl 
der bei der öffentlichen Hand beschäftigten Kraftfahrer auf diese Ausnahmeregelung berufen 
können. Nach dem verfassungsrechtlichen Gebot der Gleichbehandlung werden sich auch bei 
anderen Unternehmen beschäftigte Kraftfahrer, auf die Auslegungshilfe berufen können. Es 
bleibt abzuwarten, ob sich die Gerichte diese großzügige Auslegung in allen Fällen zu Eigen 
machen.  

 

I.2. Wie kann man sich auf § 1 Absatz 2 Nummer 5 BKrFQG berufen und nachweisen, dass es 
sich beim Fahren nicht um die Hauptbeschäftigung handelt? 

Erörterungsergebnis: 

Einzelfall ist entscheidend. Vergleichbare (Kontroll-)Probleme gibt es z.B. im Fahrpersonalrecht. 

Anmerkung BVF: Bei der Prüfung der Frage, ob die Fahrtätigkeit als Haupttätigkeit einzustufen 
ist, müssen alle Aspekte des Einzelfalls berücksichtigt werden. In erster Linie kommt es darauf 
an, welchen Anteil die Fahrtätigkeit an der gesamten beruflichen Tätigkeit hat. Dabei ist nicht 
auf den jeweiligen Tag sondern auf das gesamte Beschäftigungsverhältnis abzustellen. (Siehe 
auch Auslegungshilfe des BAG, Anlage 2 zu diesem Katalog). Dies bedeutet, dass im Rahmen 
einer Verkehrskontrolle in der Regel nicht zuverlässig festgestellt werden kann, ob der Fahrer 
eine Grundqualifikation benötigt. Auch der Arbeitsvertrag und die Branchenzugehörigkeit sind 
bei der Beurteilung dieser Frage von Bedeutung.  
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I.3. Kann aus dem Inkraftsetzungsdatum des Gesetzes und der Verordnung ein Rechtsan-
spruch auf die Prüfung „Grundqualifikation“ abgeleitet werden? 

Diese Frage ist heute ohne Relevanz und wurde gestrichen. 

Die folgenden Fragen wurden von Kolleginnen und Kollegen gestellt. Sie wurden teilweise ak-
tualisiert. Sie sind im Katalog der Länder nicht behandelt, wurden aber teilweise vom Bundes-
verkehrsministerium oder zuständigen Landesministerien beantwortet. Soweit keine Rückmel-
dungen aus einem Ministerium bekannt sind, stellen die Antworten die Auffassung des Autors 
(der BVF?) dar. 

 

I.4. Benötigt der Fahrer eines Hotel-Shuttle-Busses die Grundqualifikation? 

Antwort: Falls zum Führen dieses Fahrzeugs die Fahrerlaubnisklasse D1 oder D erforderlich ist, 
benötigt der Fahrer die Grundqualifikation. Handelt es sich bei dem Fahrzeug aber um ein Kraft-
fahrzeug der Fahrerlaubnisklasse B, ist keine Grundqualifikation erforderlich. 

 

I.5. Der Inhaber einer vor dem 19.01.2013 erteilten Fahrerlaubnis Klasse BE transportiert 
gewerblich Güter mit einer Fahrzeugkombination mit einer zulässigen Gesamtmasse von 
11,8 Tonnen. Benötigt er die Grundqualifikation? 

Da es sich um eine Kombination handelt, die mit der Klasse BE gefahren werden darf, benötigt 
der Fahrer keine Grundqualifikation. 

 

I.6. Der Inhaber einer Fahrerlaubnis der alten Klasse 3, erwirbt die Fahrerlaubnis Klasse D. 
Welche Möglichkeiten zum Erwerb der Grundqualifikation hat er? 

Da er nach den Regelungen über den Besitzstand (§ 3 BKrFQG) die Grundqualifikation für Gü-
terbeförderung besitzt, gelten für ihn die Regelungen über die „Umsteiger“. Das bedeutet, er 
kann entweder die verkürzte umfangreiche IHK-Prüfung ohne Ausbildungspflicht ablegen oder 
er nimmt an einer 35 Stunden umfassenden Ausbildung teil und legt danach die verkürzte theo-
retische Prüfung bei der IHK ab. 

 

I.7. Ein Mitglied einer gemeinnützigen Organisation will in seiner Freizeit im Rahmen seiner 
Tätigkeit für die Organisation Personen in einem Bus (Fahrerlaubnis Klasse D1) beför-
dern. Benötigt er die Grundqualifikation? 

Da bei dieser Beförderung keine, auch keine indirekte, Gewinnerzielungsabsicht vorliegt, gilt die 
Beförderung als private Beförderung. Deshalb ist die Grundqualifikation nicht erforderlich (§ 1 
Abs. 2 Nr. 7 BKrFQG).  

 

I.8. Sind Beförderungen in der Land- oder Forstwirtschaft von den Vorschriften des BKrFQG 
ausgenommen? 

Beförderungen in der Land- oder Forstwirtschaft sind von den Vorgaben des BKrFQG nicht be-
troffen, wenn sie mit Kraftfahrzeugen der Fahrerlaubnisklasse L oder T durchgeführt werden. 
Bei Beförderungen mit Kraftfahrzeugen der Fahrerlaubnisklassen C1, C1E, C oder CE sind die 
Vorschriften des BKrFQG grundsätzlich anwendbar. Allerdings ergibt sich aus der amtlichen 
Begründung zum Gesetz, dass Beförderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 und 7 GüKG 
(z.B.Milchsammeltransporte) unter dem im GüKG genannten Voraussetzungen nicht dem 
BKrFQG unterliegen.  
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I.9. Grundqualifikation Wie ist der Begriff „Ausrüstung und Material“ bei der Ausnahmerege-
lung des § 1 Abs. 2 Ziffer 5 auszulegen? 

Diese Begriffe sind weit auszulegen. In Betracht kommt eine zur Erbringung von Dienst- oder 
Werksleistungen notwendige Beförderung von Werkzeugen, Ersatzteilen, Bau- und Einkaufs-
materialien, Werkstoffen, Geräten oder sonstigem Zubehör sowie der An- und Abtransport von 
Waren und Geräten, die im Handwerksbetrieb hergestellt oder repariert werden. Dabei kommt 
es stets darauf an, dass das Führen des Fahrzeugs nicht die Haupttätigkeit des Fahrers dar-
stellt. (Siehe dazu auch Auslegungshilfe des baden-württembergischen Ministeriums für Ver-
kehr und Infrastruktur vom August 2011 in Abschnitt H) 

 

I.10. Benötigt der Fahrer eines Abschleppunternehmens die Grundqualifikation? 

Wird ein defektes Fahrzeug zur Werkstatt verbracht, fällt die Fahrt unter die Ausnahmeregelung 
des § 1 Abs. 2 Nr. 4 BKrFQG. Die Länder waren sich auch einig, dass der „Hol- und 
Bringservice“ unter diese Ausnahme fällt, wenn auf direktem Weg zur Werkstatt bzw. dem Un-
ternehmen gefahren wird und dabei weder eine Person noch Transport befördert wird. 

 

I.11. Ein Gebrauchtwagenhändler kauft gebrauchte Lkw und Busse auf. Mit diesen fährt er zu 
seinem Unternehmen und bereitet die Fahrzeuge dort für den Weiterverkauf auf. Benötigt 
der Fahrer die Grundqualifikation? 

In § 1 Abs. 1 BKrFQG ist der Anwendungsbereich des Gesetzes geregelt. Demnach ist die 
Grundqualifikation erforderlich, wenn „Fahrten im Güterkraft- oder Personenverkehr“ durchge-
führt werden. In § 1 Abs. 1 GüKG versteht man unter Güterkraftverkehr die „geschäftsmäßige 
oder entgeltliche Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen“. Entsprechend unterliegt der 
Geltung des PersBefG die „entgeltliche oder geschäftsmäßige Beförderung von Personen“ (§ 1 
Abs. 1 PersBefG). Bei den Überführungsfahrten der gebrauchten Fahrzeuge findet keine Güter- 
oder Personenbeförderung statt. Deshalb sind diese Fahrten auch nicht Leefahrten gleichzu-
setzen. Die Überführungsfahrten fallen demzufolge von vorn herein nicht unter den Anwen-
dungsbereich des BKrFQG. Deshalb müssen die Fahrten auch nicht bei den Ausnahmen in § 1 
Abs. 2 BKrFQG aufgeführt werden. Der Fahrer benötigt deshalb nach Auffassung des Autors 
keine Grundqualifikation. Ob dies die Obergerichte letztlich auch so beurteilen, bleibt abzuwar-
ten.  
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II.  

II.1. Erwerb 

II.1.1. Unter § 4 Abs. 1 Ziffer 2 BKrFQG heißt es  „... oder einem staatlich anerkannten Ausbil-
dungsberuf, in dem vergleichbare Fertigkeiten und Kenntnisse zur Durchführung von 
Fahrten mit Kraftfahrzeugen auf öffentlichen Straßen vermittelt werden.“ Welche Berufe 
sind das? Gibt es hier eine Fortschreibung? Woher soll man wissen, ob ein (neuer) Be-
ruf, diese Voraussetzungen erfüllt? 

Erörterungsergebnis: 

 Neben den Ausbildungsberufen „Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin“ und „Fachkraft im 
Fahrbetrieb“ kann zzt. kein weiterer staatlicher Ausbildungsberuf genannt werden.  

 Hinweis: Für den „Servicefahrer“ ist im Rahmen der Ausbildung lediglich die FE-Klasse B vor-
gesehen. 

 Anmerkung: Zwischenzeitlich haben die Länderministerien die Ausbildung zum Straßenwärter 
für die Fachrichtung „Güterverkehr“ ebenso als vergleichbaren Beruf anerkannt wie die Aus-
bildung zum Berufsfeuerwehrangehörigen  

 

II.1.2. Wie sieht es im Falle des Entzugs der Fahrerlaubnis aus? Ist dann eine Grundqualifika-
tion von solchen Fahrern zu absolvieren, die ja bereits eine Fahrerlaubnis hatten? 

Erörterungsergebnis: 

 Grundsätzlich gilt für die Grundqualifikation bzw. beschleunigte Grundqualifikation: einmal 
qualifiziert – immer qualifiziert; das Privileg der Übergangsregelung (vgl. § 3 BKrFQG) geht je-
doch mit Verlust der FE mit Wirkung über den Stichtag hinaus verloren. 

 Mit dem Gesetz zur Änderung des BKrFQG wurde in § 3 Satz 2 klargestellt, dass auch Perso-
nen, die vor dem jeweiligen Stichtag (Bus 10.09.2008, Lkw 10.09.2009) im Besitz einer Fahr-
erlaubnis der Klassen D1 oder D bzw. C1 oder C waren, den Besitzstand nicht verlieren, wenn 
ihnen die Fahrerlaubnis entzogen wurde, sie darauf verzichtet hatten oder die Geltungsdauer 
der Fahrerlaubnis abgelaufen ist. Dabei ist es unerheblich, ob die Fahrerlaubnis vor oder nach 
dem Stichtag entzogen oder auf sie verzichtet wurde oder die Frist abgelaufen ist.  

 Beispiel: Fahrerlaubnis Klasse C wurde am 10.02.2002 erteilt und am 15.05.2008 entzogen. 
Nach einer Neuerteilung der Fahrerlaubnis im Februar 2012 muss der Betroffene nicht die 
Grundqualifikation erwerben. Er muss lediglich die Teilnahme an der Weiterbildung nachwei-
sen, damit die Schlüsselzahl 95 im Führerschein eingetragen werden kann.  

 

II.1.3. Im Zuge des Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetzes (BKrFQG) wurde aus den Vor-
gaben der 2003/59/EG auch die Fahrerlaubnisverordnung (FeV) angepasst. Im Zusam-
menhang mit der Ausbildung „Berufskraftfahrer/in (IHK)“ ergibt sich für Mitgliedsunter-
nehmen die Frage, ob Auszubildende, die noch nicht das Mindestalter nach § 10 Abs.1 
FeV erreicht haben, während und nach Abschluss Ihrer Ausbildung selbständig ein 
Fahrzeug der Fahrerlaubnisklassen C, CE, C1, C1E / D, DE, D1, D1E  führen dürfen? 
Gemäß FeV § 10 Abs.2 ist bis zum Erreichen des nach FeV § 10 Abs.1 vorgeschriebe-
nen Mindestalters die Fahrerlaubnis mit Auflagen zu versehen. Die Auflage FeV § 10 (2) 
Nr. 2 sieht vor, das Fahrten nur „im Rahmen des Ausbildungsverhältnisses“ durchge-
führt werden dürfen. Unseren Ausbildungsbetrieben stellt sich diesbezüglich die Frage, 
ob diese Auflage ein selbständiges Führen eines Fahrzeugs beinhaltet oder ob es sich 
hier nur um Fahrten handeln darf, die von einem (qualifizierten) Ausbilder begleitet 
werden müssen? 

Erörterungsergebnis: 

 Alleinfahrten sind im Rahmen des Ausbildungsverhältnisses zulässig. 

 Anmerkung: Damit die Auszubildenden auch Rückmeldungen zu ihren Fahrten bekommen, 
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wäre es wünschenswert gewesen, Alleinfahrten nicht zuzulassen.  

II.1.4. Eine Person besitzt die Fahrerlaubnis Klasse C und CE seit dem 10.02.2000. Diese wird 
ihm am 15.08.2008 entzogen. Die Neuerteilung erfolgt am 16.03.2010. 

Erörterungsergebnis: 

 Diese Person muss die Grundqualifikation erwerben, da sie keine Fahrerlaubnis besitzt, die 
vor dem 10.09.2009 erteilt worden ist (§ 3 BKrFQG). 

 Diese Antwort ist seit der Änderung des BKrFQG im August 2011 überholt. Siehe Anmerkung 
zu II.1.2 

II.1.5. Wie sieht es im Falle der Erweiterung der Fahrerlaubnis aus? 
 Beispiel: Fahrer erwirbt die Fahrerlaubnis und die Grundqualifikation Kl. C1E oder D1E und 

erweitert nun auf CE oder DE. Ist eine neue Grundqualifikation CE/DE erforderlich? Sind die 
Unterschiede der Fahrerlaubnisklassen überhaupt aus dem Eintrag im Führerschein ersicht-
lich? 

Erörterungsergebnis: 

 Im Gegensatz zum Umstieg (vgl. § 3 BKrFQV) ist für den „Aufstieg“ von FE-Klasse C1E nach 
CE und D1E nach DE keine erneute Ausbildung erforderlich. 

 Anmerkung: das Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz unterscheidet bei der Grundqualifikation 
nicht nach Fahrerlaubnisklassen sondern ausschließlich nach der Beförderungsart. Deshalb 
gilt eine für die Personenbeförderung erworbene Grundqualifikation weiter, wenn die Fahrer-
laubnis auf eine andere Klasse zur Personenbeförderung erweitert wird. Entsprechendes gilt 
für die Grundqualifikation zur Güterbeförderung. Deshalb muss der Inhaber einer Fahrerlaub-
nis der Klasse C, der die Grundqualifikation besitzt, bei der Erweiterung der Fahrerlaubnis auf 
die Klasse CE ebenso wenig eine neue Grundqualifikation erwerben, wie beispielsweise der 
Inhaber der Fahrerlaubnis der Klasse D1 bei der Erweiterung auf die Klasse D. 

 Die Schüsselzahl 95 kann bereits bei der Ausstellung des neuen Führerscheins bei der „Er-
weiterungsklasse“ eingetragen werden. Es kann sinnvoll sein, dass der Fahrer zum Zweck der 
Synchronisation der Gültigkeit der Fahrerlaubnis und der Gültigkeit der Schlüsselzahl 95 die 
Bescheinigung über die Weiterbildung bereits bei der Antragstellung für die höhere Klasse 
vorlegt.  

 Beispiel: Der Inhaber einer am 10.03.2000 erteilten Fahrerlaubnis ist am 15.05.1973 geboren. 
(Am 15.05.2023 wird er somit 50 Jahre alt.) Wenn er den Regelungen des BKrFQG unterliegt, 
muss spätestens ab dem 10.09.2014 im Führerschein die Schlüsselzahl 05 eingetragen sein, 
Dazu muss er die Teilnahme an der Weiterbildung nachweisen. Am 15.10.2013 beantragt er 
die Klasse C; der Auftrag zur Herstellung des Kartenführerscheins wird am 10.11.2013 erteilt. 
Liegt zu diesem Zeitpunkt bereits der Nachweis der Weiterbildung vor, kann die Schlüsselzahl 
95(10.11.2018) bereits im Führerschein eingetragen werden.  

II.1.6. Ein Fahrer hat einmal die Verlängerung der Schlüsselzahl 95. nicht durchgeführt und 
möchte nun seine „95“. wieder aufleben lassen. 

 a) Gilt eine absolvierte Prüfung in der Grundqualifikation immer, also lebenslang, und  
  könnte mit ihr die 95. wieder aufleben? 

 b) oder muss in diesem Fall eine erneute beschleunigte Grundqualifikation oder Weiter- 
    bildung nachgewiesen werden? 

 c) Wie ist mit den Fahrern zu verfahren, die die 95. im Rahmen des  
    Besitzstandes erhalten haben? 

Erörterungsergebnis: 

 Gemäß § 5 Abs. 2 BKrFQG gilt:  

 Eine erneute Grundqualifikation ist nicht erforderlich. Die Grundqualifikation bleibt unabhängig 
davon gültig, ob sie durch Prüfung, durch den Abschluss einer Berufsausbildung als Berufs-
kraftfahrer/Berufskraftfahrerin oder als Fachkraft im Fahrbetrieb oder durch Besitzstand (vgl. § 
3 BKrFQG) erworben wurde. 

 Anmerkung: Bevor dieser Fahrer aber gewerbliche Beförderungen durchführen darf, muss er 
die Weiterbildung nachholen. Erst dann kann ihm die Schlüsselzahl 95 eingetragen werden. 
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II.2. Unterrichtsinhalte / Prüfung 

II.2.1. Können in die Kurse der Grundqualifikation wie auch in die Weiterbildungskurse ADR-
Grundkurse oder ADR-Fortbildungskurse integriert werden bzw. können derartige Kur-
se zum Teil angerechnet werden? 

Erörterungsergebnis: 

 Eine Integration bzw. (Teil-)Anrechnung von ADR-Grundkursen oder ADR-Fortbildungskursen 
in die Kurse zum Erwerb der beschleunigten Grundqualifikation und Weiterbildung wurde von 
den Gesprächsteilnehmern aus nachfolgenden Gründen einvernehmlich abgelehnt: 

 Die Inhalte der Berufskraftfahrerausbildung und Weiterbildung (Liste der Kenntnisbereiche, 
Anlage 1 BKrFQV; sparsamer Kraftstoffverbrauch § 4 Abs. 1 BKrFQV) sind nicht identisch mit 
denjenigen, die in den ADR-Grundkursen bzw. ADR-Fortbildungskursen vermittelt werden – 
Vermittlung von Fachwissen zu gefahrgutspezifischen Themen. Zwar gibt es teilweise Über-
deckungen (z. B. im Bereich der Ladungssicherung und der Beherrschung des Kraftfahr-
zeugs). Die Lerninhalte bei der Berufskraftfahrerausbildung sind aber so miteinander abge-
stimmt, dass sie die betroffenen Fahrerlaubnisklassen abdecken. Würden jetzt ADR-
Ausbildungen angerechnet, so würde dies dazu führen, dass das Schwergewicht zugunsten 
der Lkw-Ausbildung verschoben wird und Lkw-Fahrer begünstigt werden, wenn sie eine Ge-
fahrgut-Ausbildung haben. Dafür gibt die Richtlinie 2003/59/EG nichts her. Außerdem wäre zu 
erwarten, dass auch die Busfahrer andere Weiterbildungsmaßnahmen angerechnet bekom-
men wollen, was dann aus Gleichbehandlungsgründen in jedem Einzelfall zu prüfen wäre. 

 Die Berufskraftfahreraus- und Weiterbildung sollte als in sich geschlossenes System betrach-
tet werden, bei dem die Anrechnung anderer Qualifikationen abschließend gesetzlich geregelt 
worden ist (§ 2 Abs. 7 BKrFQV). 

 In der Besprechung der Mitgliedstaaten zu Fragen der Umsetzung der Richtlinie 2003/59/EG 
am 16.11.2007 in Brüssel wurde von Vertreten der Europäischen Kommission vorgenannter 
Sachverhalt nachdrücklich bestätigt. 

II.2.2. Im Verlauf des Vorbereitungsunterrichts auf die beschleunigte Grundqualifikationsprü-
fung müssen gemäß § 2 Abs. 3 BKrFQV mindestens 10 Zeitstunden auf das Führen ei-
nes Fahrzeuges verwendet werden. Dabei ist davon auszugehen, dass die beschleunig-
te Grundqualifikationsprüfung den Regelfall der Nachweisführung darstellen wird (Kos-
tenfaktor). Wiederholt wurde die Frage gestellt, ob die im Rahmen der Vorbereitung auf 
die beschleunigte Grundqualifikationsprüfung durchgeführte 10-stündige fahrprakti-
sche Ausbildung auf die danach zu absolvierenden Fahrstunden im Rahmen der Fahr-
ausbildung angerechnet werden kann. 

Erörterungsergebnis: 

 Die Gesprächsteilnehmer stimmten überein, dass der Erwerb der Fahrerlaubnis und die be-
schleunigte Grundqualifikation zwei voneinander getrennte Ausbildungen sind und der nach 
Fahrschüler-Ausbildungsverordnung vorgeschriebene theoretische und praktische Unterricht 
unberührt bleibt. 

 Anmerkung: Zuzustimmen ist der Auffassung, dass die Ausbildung nach der Fahrschüler Aus-
bildungsordnung und die Ausbildung zum Erwerb der beschleunigten Grundqualifikation ge-
trennt erfolgen müssen. Die häufig, auch von verschiedenen IHKen, geäußerte Meinung, die 
Ausbildung zur beschleunigten Grundqualifikation solle vor der Fahrausbildung durchlaufen 
werden, widersprechen wir ausdrücklich. Im Rahmen der Grundqualifikation sollen Kraftfahrer 
die in der Fahrausbildung erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten vertiefen. Dies ist aber nicht 
möglich, wenn die beschleunigte Grundqualifikation bereits vor der Ausbildung zur Fahrer-
laubnis durchlaufen wird. Dieser Reihenfolge muss sowohl aus pädagogischen und sachlichen 
aber auch aus finanziellen Gründen widersprochen werden. 

 Würde die Ausbildung zum Erwerb der beschleunigten Grundqualifikation zunächst durchlau-
fen, könnte während der vorgeschriebenen zehn Stunden praktische Ausbildung allenfalls die 
Bedienung des Fahrzeugs sowie die Grundfahraufgaben geübt werden. Die ausdrücklich ge-
nannten Ziele der Grundqualifikation, die Unterrichtung in wirtschaftlicher und sicherheitsbe-
tonter Fahrweise, würden hingegen zwangsläufig in den Hintergrund treten. 
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 In der Gesetzesbegründung werden die Kosten für die Ausbildung und Prüfung zur beschleu-
nigten Grundqualifikation auf zwischen 3000 Euro (bei Lehrgängen, die von großen Unter-
nehmen in eigener Regie durchgeführt werden) und etwa 7000 Euro (bei externen Ausbil-
dungsträgern) geschätzt. Damit liegen diese Kosten deutlich höher als die der Fahrausbil-
dung. Deshalb wäre es auch aus Kostengründen sinnvoll, zunächst die Fahrerlaubnis erwer-
ben und erst anschließend die Grundqualifikation. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass In-
haber einer Fahrerlaubnis auch ohne Grundqualifikation alle Kraftfahrzeuge führen dürfen, die 
unter in § 1 Abs. 2 BKrFQG als Ausnahmen genannt sind. Die Grundqualifikation ohne Fahr-
erlaubnis ist aber immer nutzlos. 

II.2.3. Zwischen Bund und Ländern war am 8. März 2007 vereinbart worden, dass das BMVBS 
sich für eine Handreichung zum Einsatz eines „leistungsfähigen Simulators“ gemäß § 2 
Abs. 3 Satz 4 BKrFQV einsetzt, die sich auch in Übereinstimmung mit dem EG-Recht 
befindet. 

 Die Stillhaltefrist im Notifizierungsverfahren 2007/0472/D - Handreichung zum Einsatz 
eines „leistungsfähigen Simulators“ im Sinne der Richtlinie 2003/59/EG ist am 19. No-
vember 2007 abgelaufen. Damit kann nach den hierfür gültigen Verfahrensvorschriften 
davon ausgegangen werden, dass das Verfahren abgeschlossen ist. Die Verpflichtun-
gen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. 
Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen 
Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. EG 
Nr. L 204 S 37), geändert durch die Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Juli 1998 (ABl. EG Nr. L 217 S 18), sind beachtet worden. Damit 
besteht die Möglichkeit, bei den nach dem Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetz und 
der darauf basierenden Berufskraftfahrer-Qualifikations-Verordnung übertragenen Auf-
gaben, die Handreichung zum Einsatz eines „leistungsfähigen Simulators“ im Sinne der 
Richtlinie 2003/59/EG anzuwenden. 

 - siehe Anlage 1 (Auslegungshilfe Simulator – Seite 36 dieses Abschnitts  

II.2.4. Zwischen § 2 Abs. 3 BKrFQV („Bewerber muss mindestens 10 Stunden ein KFZ unter 
Aufsicht einer Person führen, die im Besitz einer Fahrlehrerlaubnis ist“) und § 6 Nr. 2 
BKrFQV („Ausbilder im praktischen Teil müssen eine Berufserfahrung als Berufskraft-
fahrer nachweisen“) scheint ein Widerspruch zu bestehen. Muss der Ausbilder beide 
Fähigkeiten innehaben? 

Erörterungsergebnis: 

 Die Gesprächsteilnehmer kamen zu dem Ergebnis, dass die bestehenden Regelungen sach-
gerecht sind. Die Betonung bei § 2 Abs. 3 BKrFQV liegt auf der Gültigkeit der Fahrlehrerlaub-
nis. Sie muss verlangt werden, wenn eine Person im Fahren geschult wird. Handelt es sich 
um andere praktische Schulungsinhalte (Ladungssicherheit, Kfz-Technik), so können auch 
andere praktische Ausbilder zum Einsatz kommen. Das gilt auch im Rahmen der Weiterbil-
dung, bei denen die Person über einen FS verfügt. 

 Anmerkung: In § 2 Abs. 3 BKrFQV wird bei der Ausbildung zum Erwerb der beschleunigten 
Grundqualifikation in jedem Fall die Begleitung durch einen Fahrlehrer gefordert; also auch 
dann, wenn der Bewerber im Besitz einer Fahrerlaubnis für dieses Fahrzeug ist und auch bei 
Fahrten außerhalb des öffentlichen Straßenverkehrs. Außerdem ist für die Ausbildung ein 
Kraftfahrzeug vorgeschrieben, das die Vorgaben der Ziffern 2.2.6 bis 2.2.13 der Anlage 7 der 
FeV entspricht. Sofern der Bewerber nicht im Besitz einer für das Ausbildungsfahrzeug erfor-
derlichen Fahrerlaubnis ist, muss das Fahrzeug außerdem mit Doppelpedalen und Spiegeln 
nach Nummer 2.2.16 der Anlage 7 FeV ausgestattet sein. 
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II.2.5. Nach § 1 Abs. 4 BKrFQV ist für die praktische Prüfung im Rahmen der Grundqualifikati-
on ein amtlich anerkannter Sachverständiger oder Prüfer für den Kraftverkehr einzuset-
zen.  

 Bedeutet dies, dass der aaSoP die gesamte praktische Prüfung (zwei Stunden Fahrprü-
fung, 30 Minuten praktischer Prüfungsteil am Fahrzeug, und eine Stunde Bewältigung 
fahrpraktischer Situationen), also 3,5 Std., anwesend sein muss oder ist im Rahmen der 
praktischen Prüfung die Bildung einer Prüfungskommission unter Vorsitz eines aaSoP 
möglich, der auch Fahrlehrer angehören dürfen? 

Erörterungsergebnis: 

 Die Gesprächsteilnehmer kamen zu dem Ergebnis, dass der aaSoP oder Prüfer für den Kraft-
verkehr für die fahrpraktischen Teile vorgesehen ist. Gemäß § 8 Abs. 2 BKrFQG regeln die 
IHK das weitere Prüfverfahren durch Satzung.  

II.2.6. Durch § 1 Abs. 4 BKrFQV wird den IHK’s die Hinzuziehung von aaSoP ermöglicht. In 
wie weit hier amtlich anerkannte Sachverständige oder Prüfer in ihrer Funktion als An-
gehöriger einer Technischen Prüfstelle für den Kraftfahrzeugverkehr diese Aufgabe er-
füllt und damit in Kollision zu § 6 Abs. 1 KfSachvG gerät, oder er als fachlich qualifizier-
te Person zum Einsatz kommt, bedarf einer Klarstellung.  

Erörterungsergebnis: 

 Die Gesprächsteilnehmer sind der Auffassung, dass die Verordnung der IHK drei Möglichkei-
ten eröffnet: 

1. Einbeziehung der TP in die Prüfung (i. V. mit § 6 KfSachvG), sofern Übereinstimmung    
   zwischen IHK und TP besteht. 
2. Einbeziehung von Personen in die Prüfung, die alle Voraussetzungen mit Ausnahme  
  der Zugehörigkeit zur TP des Bundeslandes erfüllen, in dem die IHK die Prüfung  
  durchführen will. 
3. Ansonsten bedarf es der Zustimmung der Aufsichtsbehörden (§ 6 Abs. 1 a Satz 2  
  KfSachvG). 
4. Einbeziehung von Personen, die aaSoP sind, aber ausnahmsweise nicht einer TP an 
  gehören (beim Ruhen der Anerkennung nach § 7 Abs. 1 Nr. 4 KfSachvG, zufällig oder  
  vereinbart mit TP). 
 

 Ausgeschlossen sind Personen, die nicht über eine Berechtigung zur Fahrerlaubnis-Prüfung 
(FEP) verfügen (z. B. auch zeitweiliges Fahrverbot.) 

 Durch § 9 Abs. 4 der Mustersatzung der IHK’en ist geregelt: 

 Für die praktische Prüfung setzt die IHK einen amtlich anerkannten Sachverständigen/eine 
amtlich anerkannte Sachverständige oder einen amtlich anerkannten Prüfer/eine amtlich an-
erkannte Prüferin für den Kraftfahrzeugverkehr ein, der/die im Besitz einer gültigen Berechti-
gung zur Abnahme der Fahrerlaubnisprüfung ist. 
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Die nachfolgenden Fragen II.2.7 bis II.2.10 sind im Fragen- und Antwortenkatalog der 
Länder nicht aufgenommen. Deshalb finden sich auch nur Antworten der BVF / des 
Autors. 
 
II.2.7. Wird es für die theoretischen Prüfungen einen Fragenkatalog der IHK geben? 

 Anmerkung: Ein Fragenkatalog wurde erstellt; er wird aber nicht veröffentlicht. Im Internet 
können von der Homepage des DIHK unter dem folgenden Link Musterfragen herunter gela-
den werden. 

 http://www.dihk-bildungs-gmbh.de/weiterbildung/pruefungen-von-a-z/weitere-
pruefungskategorien/berufskraftfahrer/ 

 Außerdem können die gemeinsamen Richtlinien für die Durchführung der Prüfungen für die 
Grundqualifikation ebenfalls auf der Internetseite des DIHK abgerufen werden. Beispielsweise: 
http://www.stuttgart.ihk24.de/linkableblob/980262/.6./data/Gemeinsame_Richtlinien-data.pdf 

Um sicherzustellen, dass immer auf die aktuelle Version der Musterfragen bzw. der Richtlinie 
zugegriffen wird, verzichten wir auf die Veröffentlichung der Texte im Kompendium und emp-
fehlen, diese über die genannten Links aufzurufen.  

II.2.8. Wird bei der theoretischen Prüfung zur Grundqualifikation oder zur beschleunigten 
Grundqualifikation eine mündliche Verständigungshilfe angeboten werden? 

 Anmerkung: die Satzung der IHK sieht vor, dass die Prüfung nur in deutscher Sprache abge-
legt wird. Eine Verständigungshilfe ist nicht vorgesehen. 

II.2.9. Dürfen bei der Ausbildung zum Erwerb der beschleunigten Grundqualifikation die Un-
terrichtsthemen, die in der "Liste der Kenntnisbereiche" sowohl für den Güterkraftver-
kehr als auch für den Personenverkehr genannt sind, für alle Teilnehmer gemeinsam 
unterrichtet werden? 

 Anmerkung: Die für beide Fachrichtungen geltenden Themen dürfen gemeinsam unterrichtet 
werden; die fachspezifischen Inhalte (Güterverkehr: Sachgebiete Nummer 1.4, 2.2, 3.7 – Per-
sonenverkehr: Sachgebiete Nummer 1.5, 1.6, 2.3, 3.8) müssen getrennt unterrichtet werden. 

II.2.10. Welche Wartefristen müssen bei Wiederholungsprüfung zur Grundqualifikation oder 
beschleunigten Grundqualifikation eingehalten werden? 

 Anmerkung: in der Mustersatzung des DIHK sind keine Wartefristen vorgesehen. 

  

http://www.dihk-bildungs-gmbh.de/weiterbildung/pruefungen-von-a-z/weitere-pruefungskategorien/berufskraftfahrer/
http://www.dihk-bildungs-gmbh.de/weiterbildung/pruefungen-von-a-z/weitere-pruefungskategorien/berufskraftfahrer/
http://www.stuttgart.ihk24.de/linkableblob/980262/.6./data/Gemeinsame_Richtlinien-data.pdf
http://www.stuttgart.ihk24.de/linkableblob/980262/.6./data/Gemeinsame_Richtlinien-data.pdf
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II.3. Eintragung, Gültigkeit / Bescheinigungen 

II.3.1. Erfordert der Eintrag der Schlüsselzahl 95 auf dem Führerschein stets die Ausstellung 
eines neuen Kartenführerscheins? 

Erörterungsergebnis: 

 Der Erwerb der Grundqualifikation setzt voraus, dass der Betreffende bereits Inhaber der je-
weils erforderlichen Fahrerlaubnis ist (§ 1 Abs. 1 BKrFQV) und damit auch bereits einen ent-
sprechenden Kartenführerschein besitzt. Damit muss dann zum Nachweis der erworbenen 
Grundqualifikation und den hierfür vorgeschriebenen Eintrag der Schlüsselzahl 95 stets ein 
neuer Kartenführerschein ausgestellt werden. 

 Anmerkung: bei der erstmaligen Verlängerung der Gültigkeit der Fahrerlaubnis könnten nach 
Vorlage des Nachweises der Weiterbildung die Gültigkeit der Fahrerlaubnis und die der 
Grundqualifikation angeglichen werden. 

  

II.3.2. Das BKrFQG und die BKrFQV unterscheiden begrifflich stets zwischen der "Grundqua-
lifikation" ((§ 4 Abs. 1 BKrFQG, § 1 BKrFQG), der "beschleunigten Grundqualifikation" 
(§ 4 Abs. 2 BKrFQG, § 2 BKrFQV) und der "Weiterbildung" (§ 5 BKrFQG, § 4 BKrFQV). In 
der in § 5 Abs. 2 BKrFQV bezüglich des Nachweises getroffenen Regelung (Eintrag der 
Schlüsselzahl 95 auf dem Führerschein) werden jedoch nur die "Grundqualifikation" 
und die "Weiterbildung" ausdrücklich genannt. Die "beschleunigte Grundqualifikation" 
wird im Zusammenhang mit dieser Regelung nicht erwähnt.  

 Beschränkt sich die in § 5 Abs. 2 BKrFQV getroffene Regelung tatsächlich nur auf die 
"Grundqualifikation" i.S. von § 4 Abs. 1 BKrFQG, § 1 BKrFQG und die "Weiterbildung" 
oder schließt der in § 5 Abs. 2 BKrFQV verwandte (Ober-)Begriff der Grundqualifikation 
die "beschleunigte Grundqualifikation" mit ein, so dass auch sie durch den Eintrag der 
Schlüsselzahl 95 auf dem Führerschein nachzuweisen ist. Wurde die beschleunigte 
Grundqualifikation tatsächlich bewusst von der Eintragung der Schlüsselzahl 95 aus-
genommen und wie wird sie dann aber nachgewiesen. 

Erörterungsergebnis: 

 Der Begriff Grundqualifikation in § 5 Abs. 2 BKrFQV umfasst auch die „beschleunigte Grund-
qualifikation“. Auch diese wird durch den Eintrag der Schlüsselzahl 95 auf dem Führerschein 
nachgewiesen. 

 Bei Ausbildungsberufen ist § 2 Abs. 6 BKrFQG zu beachten. 

 
II.3.3. Grundqualifikation und Weiterbildung werden durch die Eintragung der Schlüsselzahl 

95 nachgewiesen. Bezogen auf die Fahrerlaubniserwerber nach den Stichtagen ist dies 
eindeutig. Bei „Altfällen“ ergibt sich die Eintragungsmöglichkeit nach dem Wortlaut des 
§ 5 Abs. 2 erst nach absolvieren der Weiterbildung. Dies kann dazu führen, dass Fahrer-
laubnisse bis zum September 2015 bzw. September 2016 die Schlüsselzahl 95 nicht 
enthalten. Angesichts der Vorgaben nach einer 1:1-Übernahme europarechtlicher Vor-
schriften sollte überlegt werden, ab sofort in allen Fällen der Erst- oder Neuerteilung 
und bei Erweiterung der Fahrerlaubnisse für die C-/D-Klassen sowie beim Umtausch al-
ter Führerscheine in Kartenführerscheine die Schlüsselzahl 95 mit dem Enddatum 
09.09.2015 bzw. 09.09.2016 einzutragen.  

Erörterungsergebnis: 

 Im Ergebnis der Diskussion konnte Einigkeit erzielt werden, dass dem Vorschlag „ab sofort in 
allen Fällen der Erst- oder Neuerteilung und bei Erweiterung der Fahrerlaubnisse für die C-/ D-
Klassen sowie beim Umtausch alter Führerscheine in Kartenführerscheine die Schlüsselzahl 
95 mit dem Enddatum 09.09.2015 bzw. 09.09.2016 einzutragen“, nicht zugestimmt werden 
kann, da der Eintrag der Schlüsselnummer 95 zum einen an die erfolgreiche Absolvierung der 
Grundqualifikation oder der Teilnehme an einer Weiterbildung geknüpft ist, zum anderen ge-
mäß § 1 Abs. 2 BKrFQG nicht alle FE-Inhaber der Klassen C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D und 
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DE verpflichtet sind eine Grundqualifikation bzw. Weiterbildung zu absolvieren.  

 Insofern wird es auch nach den Stichtagen 10.09.2015 bzw. 10.09.2016 Fahrerlaubnisse der 
Klassen C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D und DE ohne den Eintrag der Schlüsselnummer 95 ge-
ben. 

 Anmerkung: Da Kraftfahrer bereits heute in einigen europäischen Staaten Probleme bekom-
men, wenn die Schlüsselzahl 95 nicht im Führerschein eingetragen ist, haben viele Bundes-
länder die Erlaubnisbehörden ermächtigt, bei der Verlängerung der Gültigkeit der Fahrerlaub-
nis die Schlüsselzahl 95 auf Antrag im Führerschein einzutragen, auch wenn der Nachweis 
über die Weiterbildung nicht vorgelegt werden kann. In diesen Fällen ist die Gültigkeit der 
Grundqualifikation auf den 09.09.2013 (Bus) bzw. 09.09.2014 (Lkw) zu befristen. 

 Weitere Informationen sind zu finden unter: 

 http://www.stuttgart.ihk24.de/Branchen/Verkehrswirtschaft/Gueterverkehr/1397864/Berufskraft
fahrer_koennen_Schluesselzahl_95_vorzeitig_eintragen.html 

 

II.3.4. Ist gewährleistet, dass EU-weit einheitlich verfahren wird, bzw. die Kontrollbehörden 
der anderen Länder die deutsche Regelung akzeptieren?! 

Erörterungsergebnis: 

 BMVBS berichtet über eine Besprechung mit Vertretern der Europäischen Kommission und 
den Mitgliedstaaten zu Fragen der Umsetzung der Richtlinie 2003/59/EG in den Mitgliedstaa-
ten am 16.11.2007 in Brüssel  

 Umsetzung ist noch nicht überall erfolgt. Besonders in Ländern durch die die Richtlinie  
  forciert wurde, stoßen die Regierungen auf starken Widerstand der Gewerkschaften; 

 Verquickung mit anderen Ausbildungen (z. B. Fahrerlaubnis, ADR-Kurse) ist nicht zu- 
  lässig; 

 Ausnahmen von der Qualifizierungspflicht (Grundqualifikation und Weiterbildung) sol- 
   len sehr restriktiv erfolgen; 

 Weiterbildungstourismus soll verhindert werden; 

 es bestand in Brüssel Einigkeit darüber, dass bis zum 09.09.2015 im „D“-Klassen- 
   Bereich und 09.09.2016 im „C“-Klassen-Bereich Führerscheine ohne die Kennzahl  
  „95.“ mitgeführt und vorgelegt werden. 

 Anmerkung: Siehe Anmerkung zu II.3.3 

 Siehe auch den Bericht der Europäischen Kommission zur Umsetzung der Richtlinie 
2003/56/EG Link in Abschnitt I „Wichtige Links“ Seite 1 

 
II.3.5. Dürfen Fahrten, die unter § 2 BKrFQG fallen, erst nach Aushändigung des neuen Kar-

tenführerscheins (mit der Schlüsselzahl 95) durchgeführt werden oder dürfen diese be-
reits nach bestandener Prüfung durchgeführt werden und genügt bis zur Ausstellung 
des Kartenführerscheins die Bescheinigung nach § 5 Abs. 1Nr. 1 BKrFQV als Nach-
weis? 

Erörterungsergebnis: 

 Fahrten, die unter § 2 BKrFQG fallen, dürfen erst nach Aushändigung des neuen Kartenfüh-
rerscheins (mit der Schlüsselzahl 95) durchgeführt werden. Gem. § 9 BKrFQG handelt derje-
nige ordnungswidrig, der vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 2 Abs. 1 oder Abs. 2 BKrFQG 
eine Fahrt durchführt. Nach § 2 BKrFQG muss der Nachweis einer Grundqualifikati-
on/Weiterbildung mitgeführt werden. Nach § 5 Abs. 2 BKrFQV werden die Grundqualifikation 
und die Weiterbildung durch den Eintrag der harmonisierten Schlüsselzahl 95 nachgewiesen.  

 Zu beachten ist jedoch, dass gem. § 2 Abs. 6 BKrFQG für die Dauer von höchstens drei Jah-
ren im Rahmen einer Berufsausbildung nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 BKrFQG das Mindestalter nicht 
eingehalten werden muss. Ferner tritt an die Stelle des Nachweises durch den Kartenführer-
schein eine Kopie des Ausbildungsvertrags.  
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 Anmerkung: Auf der Internetseite des BAG wird diese Frage wie folgt beantwortet: „Die IHK 
Prüfungsbescheinigung wird als vorläufiger Nachweis der Qualifikation bei Fahrten im gewerb-
lichen Güter- / Personenverkehr anerkannt, wenn der Fahrer die Prüfung bestanden, aber den 
Führerschein der Schlüsselzahl 95 noch nicht erhalten hat. Gleiches gilt für das IHK-Zeugnis 
über den erfolgreichen Abschluss einer Berufsausbildung als Fachkraft im Fahrbetrieb oder 
als Berufskraftfahrer/in. Die Anerkennung als vorläufiger Qualifikationsnachweis ist begrenzt 
auf einen Zeitraum von zwei Monaten ab Ausstellungsdatum der IHK Prüfungsbescheini-
gung/des IHK Zeugnisses.“ Allerdings kann sich ein Fahrer auf diese Auslegung nur innerhalb 
Deutschlands berufen. Beim grenzüberschreitenden Verkehr ist in jedem Fall die Schlüssel-
zahl 95 erforderlich. 

II.3.6. Eine Fahrerlaubnis Klasse C wird am 15. Juli 2010 verlängert mit Gültigkeit 15.07.2015. 
Der Fahrer legt keine Nachweise über die Weiterbildung vor. 

Erörterungsergebnis: 

 Ein Eintrag der Schlüsselzahl 95 erfolgt in diesem Fall nicht. 

 Anmerkung: Da diese Fahrerlaubnis vor dem 10.09.2009 erteilt wurde, genügt es, wenn der 
Fahrer den Nachweis der Weiterbildung bei der Verlängerung der Fahrerlaubnis zum 15. Juli 
2015 führt. 

II.3.7. Wird es einheitliche Muster für die Nachweise (Bescheinigung(en)) geben? 

Erörterungsergebnis: 

 Bescheinigungsmuster können nicht vorgeschrieben, jedoch empfohlen werden. Die Länder 
haben sich für die Verwendung der beigefügten Mustervorschläge des Landes Brandenburg 
ausgesprochen. 

Anmerkung: die aktuellen, nicht verbindlichen Muster finden sich in Abschnitt D. 

 
II.3.8. Ein Fahrer, der die beschleunigte Grundqualifikation besitzt, darf erst mit höherem Le-

bensalter die großen Lastzüge und Busse fahren. Wie kann bei der Kontrolle festge-
stellt werden, auf welchem Weg der Fahrer die Grundqualifikation erworben hat? 

Erörterungsergebnis: 

 Ob die Grundqualifikation oder die beschleunigte Grundqualifikation erfolgreich abgeschlos-
sen wurde, geht aus der Bescheinigung hervor, die die IHK‘en zur Vorlage für den Eintrag der 
harmonisierten Schlüsselnummer bei den für die Erteilung von Fahrerlaubnissen zuständigen 
Behörden ausstellen. Die Schlüsselnummer 95 gilt gemäß Richtlinie 2003/59/EG für den er-
folgreichen Abschluss der Grundqualifikation, beschleunigten Grundqualifikation sowie für die 
Weiterbildung. 

 Bei einer Unterwegskontrolle ist, sofern hierfür ein Anlass gesehen wird, eine Nachfrage bei 
der ausstellenden Fahrerlaubnisbehörde erforderlich. 

 Ergänzend: in Anlage 9 der Fahrerlaubnisverordnung wurde mit dem Schlüssel Nrn. 182 und 
183 Aufl. für Busfahrer eingeführt. 

 

II.3.9. Ein Feuerwehrangehöriger will seinen privaten Umzug mit einem Lkw der Klasse C 
durchführen. Ist dafür die Grundqualifikation erforderlich?  

 Anmerkung: Da es sich nicht um eine gewerbliche Güterbeförderung handelt, ist die Grund-
qualifikation nicht erforderlich (§ 1 Abs. 2 Nr. 7 BKrFQG). 
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III. Ausbildungsstätten 

III.1. Anerkennung 

III.1.1. Welche konkreten Anforderungen sind nach § 7 Abs. 2 Nr.1 bis 5 BKrFQG an die An-
tragsteller zu stellen; welche Unterlagen sind nach § 6 BKrFQV beizufügen? 

Erörterungsergebnis: 

 Es bestand Übereinstimmung, dass sich die „Liste der Anforderungen“ aus § 7 Abs. Nr. 1 bis 5 
BKrFQG i.V.m. § 6 Nr. 1 bis 4 BKrFQV ergibt und die wertende Würdigung gilt. 

III.1.2. Müssen Unterrichtsräume, Lehrmaterial und Unterrichtsmittel vor Erteilung der Aner-
kennung vor Ort überprüft werden? 

Erörterungsergebnis: 

 Inwieweit Unterrichtsräume, Lehrmaterial und Unterrichtsmittel vor Erteilung der Anerkennung 
vor Ort überprüft werden, liegt im Ermessen der Behörde. Eine Verpflichtung zur grundsätzli-
chen Überprüfung vor Ort, wird nicht gesehen. In der Regel wird ein Nachweis über die erfor-
derlichen Voraussetzungen genügen. Bei begründeten Zweifeln sollte jedoch eine Überprü-
fung vor Ort erfolgen. 

III.1.3. Müssen sich Unterrichtsräume, Lehrmaterial und Unterrichtsmittel im Besitz/Eigentum 
der Ausbildungsstätte befinden und ständig vorhanden sein oder reicht es aus, wenn 
diese im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen mit anderen Unternehmen/Institu-
ten/Fahrschulen während der Lehrgänge zur Verfügung stehen? 

Erörterungsergebnis: 

 Unterrichtsräume, Lehrmaterial und Unterrichtsmittel müssen sich nicht im Besitz/Eigentum 
der Ausbildungsstätte befinden, sondern es genügt, wenn diese während der Lehrgänge zur 
Verfügung stehen. Insoweit können an die Ausbildungsstätte keine höheren Anforderungen 
gestellt werden als an Fahrschulinhaber. Gem. § 11 Abs. 1 Nr. 6 FahrlG genügt es, wenn ein 
Fahrschulinhaber den erforderlichen Unterrichtsraum, die erforderlichen Lehrmittel und die zur 
Ausbildung in den betreffenden Fahrerlaubnisklasse bestehenden Lehrfahrzeuge „zur Verfü-
gung hat“. Dafür spricht auch der Wortlaut des § 7 Abs. 2 Nr. 1 BKrFQG, wonach die Ausbil-
dungsstätten über die personellen und sächlichen Voraussetzungen „verfügen“ müssen.  

 
III.1.4. Bestehen Bedenken, wenn eine kraft Verwaltungsakt anzuerkennende Ausbildungsstät-

te neben externen Trainern auch auf qualifizierte Fahrlehrer einer Fahrschule zurück-
greift und die technischen und räumlichen Mittel der Fahrschule nutzt? 

 Die externen Trainer werden vertraglich direkt an die Ausbildungsstätte gebunden; wei-
terhin werden die technischen und räumlichen Mittel der Fahrschule durch die Ausbil-
dungsstätte genutzt. Zur korrekten Behandlung des Sach- und Personalaufwandes der 
Fahrschule besteht ein Geschäftsbesorgungsvertrag mit der Ausbildungsstätte, der in 
Abhängigkeit von Art und Umfang der erbrachten Leistung eine Geldleistung vorsieht. 
Vertragspartner für die Kunden (Unternehmen und einzelne Kraftfahrer) ist jeweils aus-
schließlich die Ausbildungsstätte. Die Ausstellung der Teilnahmebescheinigung erfolgt 
ebenfalls seitens der Ausbildungsstätte. Bei den zum Nachweis der in § 7 Abs. 2 
BKrFQG genannten Anerkennungsvoraussetzungen gemäß § 6 BKrFQV vorgelegten 
Unterlagen handelt es sich ausschließlich um Unterlagen der Fahrschule, die gemäß § 7 
Abs. 1 Nr. 1 BKrFQG kraft Gesetzes als Ausbildungsstätte anerkannt ist. Hiernach ver-
fügt die Ausbildungsstätte (bis auf die vorgesehenen "externen Trainer") über keinerlei 
eigene "Ressourcen", die gem. § 7 Abs. 2 BKrFQG Voraussetzung für die Anerkennung 
sind: 

 als Ausbildungsprogramm werden die Lehrpläne der Fahrschule vorgelegt, 

 Lehrpersonal, Schulungsräume und Lehrmittel werden durch die Fahrschule  
  bereitgestellt. 

 Bestehen Bedenken gegen eine derartige "Konstellation"? 
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Erörterungsergebnis: 

 Gegen eine derartige Kooperation bestehen keine Bedenken. 

 Anmerkung: Entsprechende Vertragsmuster stellen wir in Abschnitt D zur Verfügung. 
 

III.1.5. Ist die Anerkennung nach § 7 Abs. 2 BKrFQG unbefristet oder ist eine Befristung mög-
lich z. B. 5 Jahre, analog der Anerkennung von Ausbildungseinrichtungen für Gefahr-
gutfahrer und Gefahrgutbeauftragte?  

Erörterungsergebnis: 

 Es bestand Einigkeit, dass die Anerkennung nicht grundsätzlich zu befristen ist, da eine Be-
fristung in der Richtlinie 2003/59/EG und im BKrFQG nicht vorgesehen ist. Eine Befristung im 
Einzelfall ist möglich, wenn dafür Gründe bestehen, die in der Person des Antragstellers lie-
gen. 

 Anmerkung: Es wäre zu prüfen, ob eine anerkannte Ausbildungsstätte verpflichtet werden 
kann mitzuteilen, wenn sich Änderungen bei den Anerkennungsvoraussetzungen gegenüber 
den Zeitpunkt der Beantragung ergeben. Ansonsten könnte eine Ausbildungsstätte trotz Weg-
falls von Voraussetzungen ungehindert weiterarbeiten. Gegebenenfalls müsse dies durch eine 
Auflage im Anerkennungsbescheid sichergestellt werden. 

III.1.6. Sind Anerkennungen nach § 7 Abs. 2 BKrFQG für einzelne Kenntnisbereiche nach An-
lage 1 BKrFQV möglich? 

Erörterungsergebnis: 

 Es wurde nach Diskussion Einigkeit erzielt, dass eine Anerkennung für einzelne Kenntnisbe-
reiche nach Anlage 1 BKRFQV nicht zulässig wäre. Gesetzlich anerkannte Fahrschulen (§ 7 
Abs. 1 Nr. 1 BKrFQG) können für alle Kenntnisbereiche nach Anlage 1 BKrFQV (C und D) 
Aus- und Weiterbildung durchführen, sofern sie über das entsprechende Personal verfügen. 
Ausbildungsstätten, die nach § 7 Abs. 1 Nr. 5 BKrFQG von den Länderbehörden anerkannt 
werden, können im Antrag auf die Kenntnisbereiche der Klassen C oder D beschränken und 
erhalten eine beschränkte Anerkennung. 

 Anmerkung: Bei einer behördlichen Anerkennung eines Ausbildungsbetriebes ist es aber mög-
lich, die Anerkennung auf die Weiterbildung bzw. die Ausbildung zur beschleunigten Grund-
qualifikation zu begrenzen. 

III.1.7. Sind im Falle eines EDV-gestützten Kurs-Lizenzsystems mit regionaler Schulung beide 
folgenden Anerkennungs-Lösungen möglich? (§ 7 Abs. 2 BKrFQG, § 6 BKrFQV) 

 (1) Zentrale Anerkennung des Lizenzgebers unter Angabe aller Ausbilder und Schu-
lungsorte als Zweigstellen; Verantwortung und Kontrolle der Einhaltung des Kurs-
Lizenzsystems seitens der Lizenznehmer liegt umfassend beim Lizenzgeber (vertraglich ab-
zusichern im Lizenzvertrag); 

 (2) Regionale Anerkennung sämtlicher Lizenznehmer für jeden Schulungsort je geson-
dert; Verantwortung des Lizenzgebers lediglich für Eignung des Kursprogramms, dagegen im 
Übrigen (Ausbilder, Räume) beim Lizenznehmer.  

Erörterungsergebnis: 

 Die Gesprächsteilnehmer sprachen sich für die regionale Anerkennung – Anerkennungs-
Lösung (2) – aus, weil die eingereichten Unterlagen (z. B. zu den Schulungsstätten) nur regio-
nal beurteilt werden können. 
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III.1.8. Gilt die Anerkennung nach § 7 Abs. 2 BKrFQG durch die nach Landesrecht zuständige 
Behörde bundesweit oder sind ggf. Einzelanerkennungen durch verschiedene Länder 
oder alle Länder erforderlich? 

Erörterungsergebnis: 

 Es wurde im Ergebnis der Diskussion Einigkeit erzielt, dass die Anerkennung durch die Stel-
len, die die Landesregierungen durch Rechtsverordnungen bestimmt haben oder auf Grund 
dieser Ermächtigung bestimmt worden sind (§ 8 Abs. 3 BKrFQG) erfolgt. Diese Anerkennung 
kann somit nur in den Grenzen des jeweiligen Landes erfolgen und wirksam werden. Das Ge-
setz setzt zudem die regionale Würdigung voraus, so im Hinblick auf die Angaben über die 
Ausbildungsstätten. Dies hindert die Länder aber nicht daran, gleichwohl landesweit wirksame 
Entscheidungen zu treffen. 

III.1.9. Welche Voraussetzungen gibt es für Ausbildungsbetriebe nach § 7 Abs. 1 Nr. 3 und 4 
BKrFQG?  

 Der IHK sind diese Ausbildungseinrichtungen zwar bekannt, allerdings ist nicht bekannt, ob 
nachhaltig die Voraussetzungen als Ausbildungsbetrieb erfüllen, wenn gerade kein Auszubil-
dender beschäftigt ist. 

Erörterungsergebnis: 

 Die Anerkennung als Ausbildungsbetrieb ist entscheidend.  

 „…Ausbildung … durchführen…“ ist auszulegen: Ein Unternehmen, das regelmäßig ausbildet 
– die ständige Anwesenheit eines Auszubildenden ist nicht erforderlich. Jedoch wird davon 
ausgegangen, dass Ausbildungseinrichtungen diese Eigenschaft verlieren, wenn sie die Vo-
raussetzungen nach dem Berufsbildungsgesetz nicht mehr erfüllen. 

 Gleiches gilt für die Bildungseinrichtungen. 

 Nach Ansicht der Länder ist hier die Frage der Überwachung nicht ausreichend geregelt. 

 Anmerkung: Mit dem Gesetz zur Änderung des BKrFQG vom August 2011 wurde in § 7 Abs. 
4 die Überwachung der Tätigkeit dieser Ausbildungsstätten den Industrie- und Handelskam-
mern übertragen. Diese haben auch die Möglichkeit die Ausbildung bzw. Weiterbildung nach 
dem Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz zu untersagen, wenn die Ausbildungsbetriebe die 
gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllen. 

III.1.10. Gem. § 7 Abs. 1 Nrn. 1, 2 BKrFQG sind bestimmte Fahrschulen sowie behördliche Fahr-
schulen und behördliche Fahrlehrerausbildungsstätten berechtigt die Aus- und Weiter-
bildungen durchzuführen. Benötigen "nichtbehördliche" Fahrlehrerausbildungsstätten 
eine zusätzliche Anerkennung? 

Erörterungsergebnis: 

 Nichtbehördliche Fahrlehrerausbildungsstätten benötigen eine Anerkennung gem. § 7 Abs. 1 
Nr. 5 BKrFQG. 
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III.1.11. Nach § 7 Abs. 2 Nr. 5 BKrFQG dürfen keine Tatsachen vorliegen, die gegen die persön-
liche Zuverlässigkeit des Antragstellers sprechen. Welche Nachweise können hier ver-
langt werden? In Betracht kommen Auszüge aus dem Verkehrszentralregister oder dem 
Bundeszentralregister sowie Unbedenklichkeitsbescheinigungen des Finanzamtes oder 
von Sozialversicherungsträgern. 

Erörterungsergebnis: 

 Es bestand Einigkeit, dass nur anlassbezogen Nachweise – Bundeszentralregister, Verkehrs-
zentralregister u. ä. – verlangt werden können, da es sich um kein von Amtswegen zu unter-
suchendes Kriterium sondern um einen Versagungsgrund handelt. 

 Anmerkung: Die letzte Aussage des Erörterungsergebnisses, bei der Frage der Zuverlässig-
keit handle es sich um einen Versagungsgrund, ist nicht ganz nachvollziehbar. Die persönli-
che Zuverlässigkeit des Antragstellers ist Voraussetzung für die Anerkennung der Ausbil-
dungsstätte. Somit dürfte die Behörde, ähnlich wie bei der Erteilung einer Fahrschulerlaubnis, 
das Recht haben, die Zuverlässigkeit des Antragstellers zu überprüfen. Insbesondere käme 
auch ein Auszug aus dem Gewerbezentralregister in Betracht. 

III.1.12. Wie kann den gemäß § 7 Abs. 1 Nr.  3 und 4 anerkannten Ausbildungsstätten  die Tätig-
keit untersagt werden? Ist eine Untersagung auch nur für die Ausbildung nach BKrFQG 
möglich? 

Erörterungsergebnis: 

 Gemäß § 24 Berufsbildungsgesetz hat die nach Landesrecht zuständige Behörde das Einstel-
len und Ausbilden zu untersagen, wenn die persönliche oder fachliche Eignung nicht oder 
nicht mehr vorliegt. Sie kann ferner für eine bestimmte Ausbildungsstätte das Einstellen und 
Ausbilden untersagen, wenn die Voraussetzungen nach § 22 des Berufsbildungsgesetzes 
nicht oder nicht mehr vorliegen. Eine bloße Untersagung der Ausübung von Tätigkeiten nach 
dem Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetz, kann jedoch nicht erfolgen, da sich § 7 Abs. 4 
Satz 5 BKrFQG lediglich auf Ausbildungsstätten nach Abs. 1 Nr. 1 (Fahrschulen) bezieht.  

 Anmerkung: Durch die Ergänzung in § 7 Abs. 4 ist es jetzt auch möglich, dass die IHK einem 
gemäß § 7 Abs. 1 Nummer 3 und 4 BKrFQG anerkannten Ausbildungsbetrieb die Aus- bzw. 
Weiterbildung nach dem Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz untersagt. 

III.1.13. Im Nachhinein stellt sich heraus, dass ein Schulungsveranstalter keine der Vorausset-
zungen nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 - 5 BKrFQG erfüllt. Welche Auswirkungen hat die auf eine 
erfolgreich abgeschlossene Prüfung "beschleunigte Grundqualifikation" und einen da-
raufhin vorgenommenen Eintrag der Kennzahl 95? 

Erörterungsergebnis: 

 Wird zurückgestellt - allerdings wird versucht, das Risiko für den Fahrer möglichst gering zu 
halten. 

 Anmerkung: Es ist nachvollziehbar, dass die Fahrer in einem solchen Fall möglichst nicht 
belastet werden soll. Würde aber in einem solchen Fall die Ausbildung nicht anerkannt, hätten 
die Teilnehmer einen Schadensersatzanspruch gegenüber dem Ausbildungsveranstalter. Dies 
könnte durchaus abschreckende Wirkung haben. 

III.1.14. Wie wird gewährleistet, dass die Schulungsveranstalter auch tatsächlich  im Sinne von 
§ 7 Abs. 1 Nr. 1 - 5 BKrFQG gesetzlich oder behördlich "zugelassen" sind? 

Erörterungsergebnis: 

 Wird zurückgestellt - allerdings wird versucht das Risiko für den Fahrer möglichst gering zu 
halten. 

 Anmerkung: siehe vorstehende Frage III.1.13 
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III.1.15. Gibt es ein Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsstätten oder müssen sich diese 
gegenüber der IHK/dem zuständigen Ministerium anzeigen? 

Erörterungsergebnis: 

 Ein Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsstätten ist nicht vorgesehen, weder bei der IHK, 
noch in Form einer behördlichen Länderliste. Allerdings könnten die IHK angesprochen wer-
den, ob sie eine solche Liste als offene Liste führen würden, die nach Selbsterklärung der 
Ausbildungsstätten gefüllt wird. 
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III.2. Räumlichkeiten 

III.2.1. Im Rahmen von § 7 Abs. 2 Nr. 3 BKrFQG wird hinsichtlich der Eignung von Schulungs-
räumen davon ausgegangen, dass hierfür die Regelungen der 
Arbeitsstättenverordnung gelten. Ob diese auch für die Fahrschulen gelten oder hier 
die DV-FahrlG zum Tragen kommt, bedarf der Klarstellung.  

Erörterungsergebnis: 

 Es bestand Einigkeit, dass die DV-FahrlG nur für die Fahrschulen gilt. Bei Ausbildungsbetrie-
ben hängt die Geltung der Arbeitsstättenverordnung davon ab, ob die Schulungsräume sich in 
einer Einrichtung befinden, die der Arbeitsstättenverordnung unterliegt. Ist dies nicht der Fall, 
kann von unmittelbarer Geltung nicht ausgegangen werden. Jedoch müssen die Grundsätze 
(z. B. zum Nichtraucherschutz und zur Gefahrvermeidung) gleichwertig erfüllt sein. 

III.2.2. Die Ausbildungsstätte muss über die sächlichen Voraussetzungen für die Vermittlung 
der erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen und es müssen geeignete 
Schulungsräume und Lehrmittel für die theoretische Ausbildung vorhanden sein (§ 7 
Abs. 2 Nr. 1 und 3 BKrFQG). Diesbezüglich sind im Antrag entsprechende Angaben zu 
den Unterrichtorten, zum Lehrmaterial und zu den für die praktische Ausbildung bereit-
gestellten Unterrichtsmitteln zu machen (§ 6 Nr. 3 BKrFQV). Welchen Anforderungen 
müssen die Unterrichtsräume entsprechen? 

Erörterungsergebnis: 

 Die Geeignetheit der Unterrichtsräume müssen an Hand des Zwecks der Ausbildung beurteilt 
werden (keine beengten Verhältnisse, Vernehmbarkeit des Ausbilders, Fähigkeit des Auszu-
bildenden zu selbstständiger Arbeit). Es bestand Einigkeit, dass die DV-FahrlG nur für die 
Fahrschulen gilt. Bei Ausbildungsbetrieben hängt die Geltung der Arbeitsstätten-Verordnung 
davon ab, ob die Schulungsräume sich in einer Einrichtung befinden, die der Arbeitsstätten-
Verordnung unterliegt. Ist das nicht der Fall, kann von unmittelbarer Geltung nicht ausgegan-
gen werden. Jedoch müssen die Grundsätze (z.B. zum Nichtraucherschutz und zur Gefahr-
vermeidung) gleichwertig erfüllt sein. Wenn jedenfalls die Anforderungen nach § 3 DV-FahrlG 
i.V.m. Anlage 2 DV-FahrlG vorliegen, sind die Anforderungen an Schulungsräume erfüllt.  

III.2.3. Da die Fahrschulen kraft Gesetzes als Ausbildungsstätten für die beschleunigte 
Grundqualifikation anerkannt sind, stellt sich die Frage, ob und inwieweit damit gleich-
zeitig deren Räumlichkeiten als Schulungsräume als anerkannt gelten. In der Fahrschu-
le wird üblicherweise nicht ganztags geschult, bei der beschleunigten aber schon. 
Müssen die Anforderungen an die Räumlichkeiten deshalb erhöht werden (§ 7 Abs. 1 
Nr. 1 BKrFQG)? 

Erörterungsergebnis: 

 Die Gesprächsteilnehmer haben die Frage einvernehmlich verneint.  

III.2.4. Kann der Fahrlehrer auch in anderen Räumlichkeiten schulen und an anderen Orten? 
Welche Stelle soll das dann überwachen?  

Erörterungsergebnis: 

 Die Gesprächsteilnehmer kamen zu dem Ergebnis, dass der Fahrlehrer nicht in anderen 
Räumlichkeiten schulen kann, da die Angaben über die Unterrichtsräume bei der Beantragung 
der Fahrschulerlaubnis eingereicht werden müssen und damit der Entscheidung über die die 
Erlaubnis selbst mit zugrunde liegen (§ 12 Abs. 1 Nr. 4 FahrlG). Einzelheiten sind in § 3 und 
Anlage 2 DV-FahrlG geregelt. Die Frage der Überwachung stellt sich somit nicht, weil die 
Überwachung insoweit nach dem Fahrlehrerrecht erfolgt. 

 Anmerkung: Solange nicht sichergestellt ist, dass auch die nach § 7 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 sowie 
die nach § 7 Abs. 2 BKrFQG anerkannten Ausbildungsstätten regelmäßig überwacht werden, 
halten wir eine Verknüpfung der Überwachung nach § 7 Abs. 4 Satz 2 BKrFQG mit der Regel-
überwachung nach § 33 FahrlG aus Gründen der Gleichbehandlung für nicht zulässig. Solan-
ge die anderen Ausbildungsbetriebe nur anlassbezogen überwacht werden, kann auch für 
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Fahrschulen im Rahmen des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes nur eine anlassbezogene 
Überwachung in Betracht kommen. Siehe dazu auch die Anwendungshinweise des Ministeri-
ums für Verkehr und Infrastruktur der Landes Baden-Württemberg in Abschnitt H. 

III.2.5. Für Ausbildungsstätten, die nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 bis Nr. 4 BKrFQG gesetzlich aner-
kannt sind, besteht offenbar ein praktisches Bedürfnis nach einer Durchführung von 
Ausbildungs- und Unterrichtsteilen außerhalb der gesetzlich anerkannten Räumlichkei-
ten sowie auf Fahrzeugen des Kunden / Auftraggebers. So sind z.B. große Unterneh-
men daran interessiert, solange bei sich „in-house“ durchführen zu lassen, z.B. durch 
eine Fahrschule. 

Erörterungsergebnis: 

 Die gesetzliche Anerkennung von Ausbildungsstätten nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 bis Nr. 4 BKrFQG 
bezieht sich nur auf die - im Rahmen des jeweiligen dortigen Erlaubnis- 
/Anerkennungsverfahrens (z.B. FahrlG, BBiG) - bereits genehmigten Unterrichtsräume. Soweit 
abweichend hiervon in Räumen eines Kunden / Auftraggebers ausgebildet werden soll, han-
delt es sich insoweit um einen Antrag auf Anerkennung nach § 7 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 
BKrFQG. Eine zahlenmäßige Beschränkung der Unterrichtsorte wie im Fahrschulrecht (vgl. 
§ 14 Abs. 2 FahrlG) gibt es im Rahmen des BKrFQG aber nicht.  

 Entsprechendes gilt für den Umfang der Anerkennung nach § 7 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 BKrFQG 
für Ausbildungsstätten, die keine gesetzliche Anerkennung haben. Auch hier ist für jeden neu-
en Unterrichtsort eine gesonderte Genehmigung erforderlich, ggf. in Form einer Ergänzung 
bzw. Änderung des ursprünglichen Anerkennungsbescheids; eine erneute Prüfung der weite-
ren Anerkennungsvoraussetzungen erfolgt in diesem Fall nicht. 

 Anmerkung: Mit der Änderung des BKrFQG wird in § 7 Abs. 2 klargestellt, dass die Anerken-
nung in § 7 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 sich ausschließlich auf die Unterrichtsräume der Unternehmen 
bezieht. Für Fahrschulen bedeutet dies, die Anerkennung gilt ausschließlich für Unterrichts-
räume, für eine Fahrschul- bzw. Zweigstellenerlaubnis vorliegt. Sollen Lehrgänge in anderen 
Räumen durchgeführt werden (sog. In-house-Schulungen) ist eine Anerkennung nach § 7 
Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 7 Abs. 2 BKrFQG erforderlich. Siehe dazu auch die Hinweise 
in Kapitel V Seite xxx. 

III.2.5.1. In den genannten Fällen beabsichtigen wir, im Rahmen eines dann erforderlichen 
Antrags auf (Teil-)Anerkennung auch Angaben zum Kursprogramm (vgl. § 6 Nr. 1 
BKrFQV) sowie zur Teilnehmerzahl (§ 6 Nr. 4 BKrFQV) zu erfragen. Dies ist zwar eigent-
lich für gesetzlich anerkannte Ausbildungsstätten nicht vorgesehen, aber eben nur so-
weit die Ausbildung in Räumen und durch Kursleiter erfolgt, die im Rahmen der jeweili-
gen Vorschriften (z.B. §§ 11 ff. FahrlG) überprüft und abgenommen wurden. 

Erörterungsergebnis: 

 Im Falle eines Antrags nach § 7 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 BKrFQG seitens einer gesetzlich aner-
kannten Ausbildungsträgers sind sämtliche Anerkennungsvoraussetzungen der §§ 7 Abs. 2 
BKrFQG, 6 BKrFQV zu prüfen.  
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Ausstattung, Lerninhalte und –formen, Prüfung, Teilnehmer 

III.2.6. Welche Unterrichtsmittel müssen für die praktische Ausbildung bereitgestellt wer-
den? 

Erörterungsergebnis: 

 Für die praktische Ausbildung müssen immer diejenigen Unterrichtsmittel i.S. des § 6 Nr. 3 
BKrFQV bereit gestellt werden, die für die praktischen Übungen verwendet werden sollen 
(z.B. Teile für Ladungssicherung).  

III.2.7. Die unbestimmten Rechtsbegriffe im Zuge der Anerkennungsvorschriften nach 
§ 7 Abs. 2 BKrFQG (was ist erforderlich, angemessen und geeignet?) sowie 
§ 6 BKrFQV (wie muss das Ausbildungsprogramm beschaffen sein?) bedürfen der 
Konkretisierung, damit bundesweit (zumindest weitestgehend) vergleichbare Maßstä-
be angelegt werden. 

III.3.2.1  Was sind pädagogische und didaktische Kenntnisse im Sinne von § 6 BKrFQV? Hier-
zu könnte man evtl. die berufsgenossenschaftlichen Vorschriften über Ausbilderquali-
fikationen als Maßstab heranziehen. 

Erörterungsergebnis: 

 Im Ergebnis der Diskussion konnte Einigkeit erzielt werden, dass die Vorschrift durch Er-
messensausübung durch die Verwaltungsbehörden zu vollziehen sind. Dafür sind ausrei-
chend klare Kriterien festgelegt, die sich an der Richtlinie 2003/59/EG orientieren. Es handelt 
sich um eine wertende Würdigung, bei der z. B. über die Eignung der Schulungsräume an-
hand des Zwecks der Ausbildung entschieden werden muss (keine beengten Verhältnisse, 
Vernehmbarkeit des Ausbilders, Fähigkeit des Auszubildenden zu selbständiger Arbeit). 
Ähnliche Regelungen, z. B. bei den Fahrschulen, können Entscheidungshilfen sein, ohne 
aber direkt angewandt werden zu können. 

 Grundsätzlich gilt, dass bei der Anerkennung von Ausbildungsstätten der Grundsatz der 
Gleichwertigkeit mit den kraft Gesetzes anerkannten Ausbildungsstätten zu beachtet ist. 

 Was die pädagogischen und didaktischen Kenntnisse anbelangt, könnten Fahrlehrer, Kraft-
verkehrsmeister als Maßstab angelegt werden. 

 Anmerkung: Bei verschiedenen Themen werden Lehrkräfte mit ganz anderen Kenntnissen 
und Fähigkeiten als die genannten (Fahrlehrer, Kraftverkehrsmeister) benötigt. Beispielswei-
se bietet es sich an, beim Themenbereich 32 Polizei- oder Zollbeamte, beim Themenbereich 
3.3 Physiotherapeuten oder Masseure, beim Themenbereich 3.4 Ernährungsberater und 
beim Themenbereich 3.5 Mitarbeiter von Hilfsorganisationen oder der Feuerwehr einzuset-
zen. Dem Gesetzgeber war bewusst, dass Fahrschulen nicht über ein ausreichendes Fach-
wissen in diesen Themengebieten verfügen. Da Fahrschulen gleichwohl von Gesetzes we-
gen anerkannte Ausbildungsstätten sind, ist davon auszugehen, dass Fahrschulen diese 
Lehrkräfte einsetzen können, ohne dies der Behörde melden zu müssen oder gar sich dafür 
eine Erlaubnis einzuholen. Der Fahrschulinhaber trägt in jedem Fall die volle Verantwortung 
dafür, dass die eingesetzten Lehrkräfte fachlich geeignet sind. 

III.3.2.2 Wie hat ein entsprechender Nachweis auszusehen und wer ggf. darf solche Nachweise 
erstellen? 

Erörterungsergebnis: 

 Die Gesprächsteilnehmer stimmten überein, dass dies vom Einzelfall abhängt, bei dem die 
o. g. Gesichtspunkte berücksichtigt werden müssen. 
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III.2.8. Müssen die eingesetzten Ausbildungsfahrzeuge im Eigentum des Antragstellers ste-
hen und die erforderliche Ausstattung gem. Anl. 7 Ziff. 2.2.6 bis. 2.2.13 und ggf. 2.2.16 
der FeV durch einen Sachverständigen eines techn. Überwachungsvereins nachge-
wiesen werden?  

Erörterungsergebnis: 

 Die eingesetzten Ausbildungsfahrzeuge müssen nicht im Eigentum des Antragstellers ste-
hen. Nach § 2 Abs. 3 BKrFQV muss das Kraftfahrzeug lediglich den jeweiligen Kriterien für 
Prüfungsfahrzeuge der Nrn. 2.2.6 und 2.2.13 der Anlage 7 der Fahrerlaubnis-Verordnung 
entsprechen. Es muss außerdem den Anforderungen der Nr. 2.2.16 der Anlage 7 der Fahr-
erlaubnis-Verordnung entsprechen, sofern der Bewerber oder die Bewerberin die Fahrer-
laubnis zur betreffenden Fahrerlaubnisklasse noch nicht besitzt. Eine dem § 11 Abs. 1 Nr. 6 
FahrlG entsprechende Vorschrift, dass der Fahrlehrer die zur Fahrausbildung in den betref-
fenden Fahrerlaubnisklasse bestimmten Lehrfahrzeuge zur Verfügung haben muss, findet 
sich in der BKrFQV nicht. Damit kann nicht verlangt werden, dass der Antragsteller zugleich 
Eigentümer des Ausbildungsfahrzeugs ist, zumal auch ein Fahrlehrer lediglich Leasing-
Nehmer eines Lehrfahrzeugs sein kann.  

 Auch die erforderliche Ausstattung gem. Anlage 7 Ziff. 2.2.6 bis 2.2.13 und ggf. 2.2.16 der 
Fahrerlaubnisverordnung muss nicht grundsätzlich durch einen Sachverständigen eines 
Technischen Überwachungs-Vereins nachgewiesen werden. Insoweit kann man sich an § 5 
DV-FahrlG orientieren.  

III.2.9. Muss die Ausbildungsstätte über einen leistungsfähigen Simulator (Bezeichnung des 
Simulators bzw. Begutachtung durch Sachverständigen eines TÜV) oder über ein ei-
genes bzw. gemietetes Gelände verfügen, um kritische Fahrsituationen zu üben? 

Erörterungsergebnis: 

 Eine Ausbildungsstätte muss nicht über einen leistungsfähigen Simulator oder über ein ei-
genes bzw. gemietetes Gelände verfügen. Gem. § 2 Abs. 3 Satz 4 können bis zu vier Fahr-
stunden auch auf Übungen auf einem besonderen Gelände im Rahmen eines Fahrertrai-
nings oder in einem leistungsfähigen Simulator entfallen. Eine Verpflichtung besteht insoweit 
nicht.  

 Anmerkung der BVF: weder das besondere Gelände noch der leistungsfähigen Simulator 
sind für die Ausbildung zum Erwerb der beschleunigten Grundqualifikation bzw. für die Wei-
terbildung zwingend vorgeschrieben. Erforderlich ist aber, dass beim beabsichtigten Einsatz 
eines Simulators die Behörde prüft, ob es Simulator die in der Handreichung zum Einsatz ei-
nes leistungsfähigen Simulators im Sinne der Richtlinie 2003/59/EWG genannten Anforde-
rungen erfüllt. (Seite 36 dieses Abschnitts) 

III.2.10. Welches Lehrmaterial ist erforderlich? Ist hier eine Anlehnung an Fahrschulen mög-
lich? Muss die Anschaffung des neuesten Lehrmaterials durch Rechnungsvorlage 
nachgewiesen werden? 

Erörterungsergebnis: 

 Die Anforderungen an das Lehrmaterial stehen im Ermessen der Anerkennungsbehörde. Als 
Orientierung könnte dafür § 4 DV-FahrlG i.V.m. der Richtlinie über die Ausstattung der Fahr-
schulen mit Lehrmitteln vom 20.11.2003 (VKBl 2003 S. 785) als Orientierung herangezogen 
werden. 

 Die Anschaffung des neuesten Lehrmaterials muss nicht durch Rechnungsvorlage nachge-
wiesen werden. 
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III.2.11. Ist eLearning im Rahmen der beschleunigten Grundqualifikation und Weiterbildung 
möglich? 

Erörterungsergebnis: 

 Es bestand Einigkeit, dass eLearning – im Sinne von Fernkursen – im Rahmen der be-
schleunigten Grundqualifikation und Weiterbildung nicht zulässig ist (vgl. § 7 Abs. 2 i.V.m. 
§ 6 BKrFQV), weil danach die Ausbildung in einer Ausbildungsstätte durch einen Ausbilder 
erfolgen muss. Die Einbeziehung elektronischer Medien durch den Ausbilder wird dadurch 
nicht eingeschränkt. 

 In der Besprechung der Mitgliedstaaten zu Fragen der Umsetzung der Richtlinie 2003/59/EG 
am 16.11.2007 in Brüssel wurde von Vertreten der Europäischen Kommission vorgenannter 
Sachverhalt bestätigt. 

III.2.12. In § 6 Nr. 4 BKrFQV ist die vorgesehene Teilnehmerzahl angesprochen. Welche Be-
deutung hat die Nennung dieses Kriteriums? Sind Mindest- oder Maximalteilnehmer-
zahlen angedacht? 

Erörterungsergebnis: 

 Mit der Angabe der Teilnehmerzahl wird Anlage I Abschnitt 5 Ziffer 5.1.4 der RL 2003/59/EG 
umgesetzt. Die Angabe „Zahl der Ausbilder (§ 6 Nr. 2 BKrFQV)“ wurde auf Länderwunsch 
berücksichtigt. Hintergrund war: Beurteilung ob ein angemessenes Verhältnis von Aus- und 
Weiterbildungsteilnehmern und Lehrpersonal gegeben ist (§ 7 Abs. 2 Nr. 2 BKrFQG). Auch 
dies kann durch wertende Würdigung entschieden werden. 

 Es soll im Einzelnen schulungsbezogen eine Höchst-Teilnehmerzahl zwischen 25 und 36 
vorgesehen werden (Differenzierung nach praktischer/theoretischer Ausbildung). 

 Dies entspricht den Regelungen nach ADR und FahrlG.  
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III.3. Personal 

III.3.1. Die Ausbildungsstätte muss über die personellen Voraussetzungen für die Vermitt-
lung der erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen (§ 7 Abs. 2 Nr. 1 
BKrFQG). 

 Hierzu sind dem Antrag Unterlagen über die Qualifikationen und Tätigkeitsbereiche der Aus-
bilder sowie Nachweise ihrer didaktischen und pädagogischen Kenntnisse vorzulegen (§ 6 
Nr. 2 BKrFQV). Konkretere Anforderungen werden dort nur hinsichtlich der Ausbilder für den 
praktischen Teil aufgezeigt. Insbesondere wären Kriterien zur Leistungsfähig- und Zuverläs-
sigkeit der Antragsteller festzulegen; ebenso zum Personalbestand.  

 Über welche konkrete Qualifikation müssen die Ausbilder für den theoretischen Teil  
  verfügen? (Denkbar wäre u.a. eine mehrjährige einschlägige Erfahrung als Ausbilder  
  in den Ausbildungsberufen "Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin" bzw. "Fachkraft im  
  Fahrbetrieb" oder als Fahrlehrer der Klassen CE, DE) 

 Welche didaktischen und pädagogischen Kenntnisse sind konkret zu fordern und wel- 
  che Nachweise (von welcher Stelle) können hierfür anerkannt werden? (Pädagogi- 
  sche Ausbildung und Erfahrung in der Erwachsenenbildung?) Genügt hierfür die be- 
  rufliche Ausbildung zum Fahrlehrer? 

 Welche Zeitdauer muss eine ausreichende Berufserfahrung bzw. Fahrerfahrung (Aus- 
  bildungsstunden als Fahrlehrer der Kl. C oder D) des Ausbilders umfassen? 

Erörterungsergebnis: 

 Es besteht Einigkeit, dass § 7 Abs. 2 BKrFQG im Rahmen eines Beurteilungsspielraums 
durch die Verwaltungsbehörden zu vollziehen ist. Dafür sind ausreichend klare Kriterien 
festgelegt, die sich an der Richtlinie 2003/59/EG orientieren. 

 Was die pädagogischen und didaktischen Kenntnisse anbelangt, könnten Fahrlehrer, Kraft-
verkehrsmeister oder ggf. die Ausbildereignungsprüfung als Maßstab angelegt werden. Wel-
che Nachweise hierfür anerkannt werden, hängt vom Einzelfall ab, bei dem die o. g. Ge-
sichtspunkte berücksichtigt werden müssen. 

 Auch kam man überein, dass auch hinsichtlich der Berufserfahrung i.S. des § 6 Nr. 2 
BKRFQV keinerlei Vorgaben gemacht werden könnten, sondern im Rahmen eines Beurtei-
lungsspielraums durch die Verwaltungsbehörden zu vollziehen seien.  

III.3.2. Sollte für die Ausbildungsstätte ein verantwortlicher Leiter benannt werden? Wenn ja, 
welche Anforderungen sind an ihn zu stellen (ähnlich dem verantwortlichen Leiter ei-
ner Fahrschule oder Fahrlehrerausbildungsstätte)? 

Erörterungsergebnis: 

 Gesetzlich ist nicht vorgesehen, dass die Ausbildungsstätte einzelne verantwortliche Leiter 
i.S. des Fahrlehrergesetzes benennt. Verantwortlich ist jedoch immer der Antragsteller bzw. 
bei einer juristischen Person der jeweils gesetzliche Vertretungsberechtigte. 

III.3.3. Die Ausbildungsstätte muss im angemessenen Verhältnis zur Zahl der Aus- und 
Weiterbildungsteilnehmer ausreichendes Lehrpersonal beschäftigen (§ 7 Abs. 2 Nr. 2 
BKrFQG i. V. m. § 6 Ziff. 4 BKrFQV. Muss das Lehrpersonal bei der Ausbildungsstätte 
fest angestellt sein oder ist es ausreichend, wenn entsprechend qualifizierte Lehrkräf-
te im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen mit anderen Unternehmen/ Instituten/ 
Fahrschulen während der Lehrgänge zur Verfügung stehen? 

Erörterungsergebnis: 

 Das Lehrpersonal bei der Ausbildungsstätte muss nicht fest angestellt sein, sondern es ge-
nügt, wenn entsprechend qualifizierte Lehrkräfte im Rahmen von Kooperationsvereinbarun-
gen mit anderen Unternehmen/ Instituten/Fahrschulen während der Lehrgänge zur Verfü-
gung stehen. Eine dem § 1 Abs. 4 Fahrlehrergesetz entsprechende Regelung enthält das 
Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetz nicht.  
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III.3.4. Müssen LKW- oder Bus-Fahrschulen, die neben Fahrlehrern externes Personal als 
Kursleiter zum Unterricht einsetzen wollen, hierfür eine gesonderte Anerkennung 
nach § 7 Abs. 2 Nr. 1 BKrFQG i.V.m. § 6 Nr. 2 BKrFQV beantragen? Entsprechend gilt 
die Frage für bereits nach § 7 Abs. 2 BKrFQG gesondert anerkannte Ausbildungsstät-
ten, wenn später neue Kursleiter eingesetzt werden sollen, die von der ursprünglichen 
Anerkennung nicht umfasst waren.  

Erörterungsergebnis: 

 Von der gesetzlichen Anerkennung nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 BKrFQG ist auch externes Ausbil-
dungspersonal (z.B. Honorarkräfte, u.U. auch ohne Fahrlehrerschein) umfasst. Die Qualifika-
tion der Ausbilder wird insoweit lediglich im Rahmen der Überwachung geprüft.  

 Entsprechendes gilt für Ausbildungsstätten mit gesonderter Anerkennung nach § 7 Abs. 1 
Nr. 5, Abs. 2 BKrFQG. Bei einem Wechsel / einer Neuverpflichtung von Ausbildern ist weder 
eine Genehmigung noch eine Anzeige an die Anerkennungsbehörde erforderlich. 

III.3.5. Die Ausbildungsstätte muss eine fortlaufende Weiterbildung des Lehrpersonals 
nachweisen. Was ist unter "fortlaufend" zu verstehen? In welchen zeitlichen Abstän-
den hat die Weiterbildung zu erfolgen? 

Erörterungsergebnis: 

 Insoweit wurde Einigkeit erzielt, keine Einzelvorgaben zu machen, sondern auch diese Ent-
scheidung dem Beurteilungsspielraum der Verwaltungsbehörden zu überlassen. Eine Orien-
tierung könnte § 33a Abs. 1 Fahrlehrergesetz geben, wonach ein Fahrlehrer alle vier Jahre 
an einem jeweils dreitägigen Fortbildungslehrgang teilzunehmen hat. Die Lehrgänge sind an 
aufeinander folgenden Tagen durchzuführen. Sollte hiervon abgewichen werden, beträgt die 
Dauer der Fortbildung vier Tage. Die tägliche Dauer beträgt acht Stunden zu 45 Minuten. 
Hinsichtlich der inhaltlichen Ausgestaltung kann man sich an § 15 DV-FahrlG unter Berück-
sichtigung der im Rahmen des Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetzes zu unterrichtenden 
Bereiche orientieren.  

 Anmerkung: Nicht alle externen Lehrkräfte können in Bezug auf ihre Weiterbildung an den 
Maßstäben des Fahrlehrergesetzes gemessen werden (Polizeibeamte, Krankengymnasten, 
Personal von Sanitätsorganisationen). Deshalb empfiehlt es sich nach unserer Meinung, die 
Weiterbildungspflichten der betreffenden Berufe als Maßstab zu nehmen. 

III.3.6. Wie sieht die Weiterbildung des Lehrpersonals aus? Wer bietet entsprechende 
Weiterbildungsmaßnahmen an? 

Erörterungsergebnis: 

 Entsprechende Vorgaben zu Trägern von Fortbildungslehrgängen werden nicht gemacht. 
Jedenfalls werden Träger von Fortbildungslehrgängen nach § 33a Abs. 1 FahrlG als geeig-
net angesehen werden müssen.  

III.3.7. Gem. § 7 Abs. 2 Nr. 4 BKrFQG muss eine fortlaufende Weiterbildung des Lehrperso-
nals nachgewiesen werden. Wer ist berechtigt diese Weiterbildungen durchzuführen 
und in welchem Umfang, (Zeiträume / Stunden) müssen diese Weiterbildungen absol-
viert werden? 

Erörterungsergebnis: 

 Hierbei sind jedoch nur einzelfallbezogene Entscheidungen möglich. Die Weiterbildungen 
können im Zweifel nur fachlich anerkannte Ausbildungsstätten sein. Hierzu zählen z.B. Aus-
bildungsstätten, die Seminare für Ausbilder (Ausbildereignungsnachweise) anbieten. Die 
Richtlinie 2003/59/EG. Enthält keine speziellen Regelungen zur Weiterbildung der Ausbilder 
Deshalb wurde bei der 1:1 Umsetzung in deutsches Recht ebenfalls auf spezielle Regelun-
gen für Ausbilder verzichtet.  
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III.3.8. Dürfen Weiterbildungen für BKF auch an Sonn- und Feiertagen durchgeführt werden? 

Erörterungsergebnis: 

 Nein, es gelten das Arbeitszeitgesetz und das Sonn- und Feiertagsgesetz. 
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III.4. Überwachung 

III.4.1. Wer hat die Ausbildungsstätten nach § 7 Abs. 1 Nr. 3 und 4 BKrFQG (Ausbildungsbe-
triebe und Bildungseinrichtungen) zu überwachen und ist eine Untersagung der Tä-
tigkeit nach § 7 Abs. 4 letzter Satz und durch wen möglich? 

Erörterungsergebnis: 
 Die Gesprächsteilnehmer stimmten überein, dass die Überwachung den nach dem BBiG 

bestimmten Behörden obliegt. Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass die 
Berechtigung zur Durchführung einer Ausbildung nach dem BBiG die Berechtigung der Aus-
bildung nach dem BKrFQG mit einschließt und dass eine Entziehung der Berechtigung nach 
dem BKrFQG nur erfolgt, wenn auch eine Entziehung der Berechtigung nach dem BBiG er-
folgt.  

 Anmerkung: Durch das Gesetz zur Änderung des BKrFQG vom August 2011 wurde in § 7 
Abs. 4 die Überwachung der Tätigkeit dieser Ausbildungsstätten den Industrie- und Han-
delskammern übertragen. Diese haben auch die Möglichkeit die Ausbildung bzw. Weiterbil-
dung nach dem Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz zu untersagen, wenn die Ausbildungs-
betriebe die gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllen. 

III.4.2. Muss die Überwachung der Fahrschulen im Sinne von § 7 Abs. 4 Satz 2 BKrFQG noch 
durch eine Landesverordnung bestimmt werden oder ist die Regelung so zu lesen, 
dass die für die Fahrschulüberwachung nach § 33 FahrlG bestimmten Behörden (Er-
laubnisbehörden, die dann durch entsprechende Landesverordnung festgelegt sind) 
zuständig sind? 

Erörterungsergebnis: 

 Die Gesprächsteilnehmer stimmten überein, dass nach der Begründung zu § 7 Abs. 4 
BKrFQG Fahrschulen durch die nach § 33 FahrlG bestimmten Behörden zu überwachen 
sind. 

 Anmerkung: die Überwachung der Fahrschulen nach § 7 Abs.4 BKrFQG ist nach der Geset-
zesbegründung Aufgabe der nach dem Fahrlehrergesetz für die Überwachung zuständigen 
Behörden. Hinsichtlich des Zeitraums und des Umfangs der Überwachung enthält das Be-
rufskraftfahrerqualifikationsgesetz aber keine Regelungen siehe dazu unsere Anmerkungen 
zum III.2.4 

III.4.3. Lässt das Bundesrecht den Ländern die Freiheit, im Rahmen der landesrechtlichen 
Zuständigkeitsregelung auch Vorschriften zu erlassen, die der Ausgestaltung der 
Überwachung nach § 7 Abs. 4 BKrFQG dienen (z.B. Anzeigepflicht der Ausbildungs-
stätten nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 BKrFQG, Aufzeichnungspflicht für die Unterrichtszeiten 
und -teilnehmer, Eintragung der Lehrtätigkeit nach BKrFQG im Tagesnachweis des 
Fahrlehrers nach FahrlG, Einführung einer turnusmäßigen Regelüberwachung)? 

Erörterungsergebnis: 

 Es bestand Einvernehmen, dass allgemeinverbindliche landesrechtliche Regelungen nicht in 
Betracht kommen, im Rahmen der Aufsicht durch Einzelfallanordnung aber möglich sind. 

 Anmerkung: Da der Gesetzgeber keine Verpflichtung zur Führung von Aufzeichnungen nor-
miert hat, wird sich die Überwachung der Ausbildungsbetriebe nach dem Berufskraftfahrer-
qualifikationsgesetz in der Regel auf die Ausstattung der Räume beschränken (müssen). 
Lediglich bei Bekanntwerden von Verstößen werden weitere Überwachungsmaßnahmen Be-
tracht kommen. In § 7 Abs. 1 Nr. 1 BKrFQG hat der Gesetzgeber keine Anzeigepflichten 
aufgenommen. Tagesnachweise nach § 18 FahrlG können allenfalls von Fahrlehrern gefor-
dert werden, wenn diese an dem Tag auch Tätigkeiten nach dem FahrlG ausgeübt haben. 
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III.4.4. Welcher Überwachungsrhythmus wird im Rahmen von § 7 Abs. 4 BKrFQG für ausrei-
chend erachtet. Im Falle der Fahrschule beträgt dieser höchstens 4 Jahre.  

Erörterungsergebnis: 

 Es bestand Einvernehmen, dass das Gesetz keine Regelungen zum Überwachungsrhyth-
mus enthält.  

 Anmerkung: diese Aussage muss auch für die betroffenen Fahrschulen gelten (siehe auch 
Anmerkungen zum III.2.4) 

III.4.5. Wie wird die Richtigkeit einer ausländischen Schulungs-/ Prüfungsbescheinigung 
überprüfbar gemacht und ist ein europaweites Register (über alle Mitgliedstaaten) der 
Ausbildungsstätten bzw. vorgesehenen Bescheinigungen/zuständigen Institutionen 
vorgesehen? 

Erörterungsergebnis: 

 Beglaubigte Übersetzung ist in Zweifelsfällen zu verlangen. Anlaufstelle bei Zweifelsfällen ist 
zunächst das BMVBS; jedoch sollen ausländische Bescheinigungen Einzelfälle bleiben. Das 
„Inlandsprinzip“ ist bei der Grundqualifikation hoch anzusehen, d.h. sowohl Prüfung als auch 
Unterrichtsteil haben im Inland zu erfolgen (vgl. § 6 Nr. 1 i. V. m. § 4 Abs. 2 BKrFQG). 

 Bei der Weiterbildung ist auch das „Beschäftigungsland“ zugelassen. Ein EU-weites Register 
ist nach derzeitigem Stand der Diskussion zwischen der Europäischer Kommission und den 
Mitgliedstaaten nicht vorgesehen. 
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IV. Weiterbildung 

IV.1.  Organisation 

IV.1.1. Sehen die Länder (oder der Bund) eine Notwendigkeit, einen grenzübergreifend gülti-
gen Rahmenlehrplan mit festgelegten Modulen für die Sachgebiete des BKrFQG zu 
erstellen und vereinbarungsgemäß bundesweit anzuwenden (etwa wie im Gefahrgut-
recht)? Die IHK hat diese Anregung gebracht mit dem Ziel, in den umgesetzten Schu-
lungsprogrammen eine Einheitlichkeit zu erzielen. 

Erörterungsergebnis: 

 Die Länder sehen keine Notwendigkeit für einen Rahmenlehrplan. 

IV.1.2. Bestehen Bedenken dagegen, dass ein Antragsteller lediglich Weiterbildungskurse 
anbietet, und daher für den Bereich der Grundqualifikation auch kein Kursprogramm 
vorlegt? In der Anerkennung nach § 7 Abs. 2 BKrFQG könnte die Beschränkung auf 
die Weiterbildung als „Teilanerkennung“ deutlich hervorgehoben werden.  

Erörterungsergebnis: 

 Die Gesprächsteilnehmer stimmten überein, dass keine Bedenken gegen eine Teil-
Anerkennung als Weiterbildungsstätte bestehen. 

IV.1.3. Ist es nach § 4 Abs. 1 BKrFQV zulässig, die Weiterbildung (35 Std.) bzw. mehrere Teil-
Weiterbildungen (im Extremfall 5 x 7 Std.) ausschließlich auf einen Kenntnisbereich zu 
beschränken?  

Erörterungsergebnis: 

 Die Gesprächsteilnehmer vertraten die Auffassung, dass die Weiterbildung gemäß § 4 
BKrFQV durchzuführen ist. Die Beschränkung auf einen Kenntnisbereich dürfte nicht zuläs-
sig sein, wobei jedoch grundsätzlich eine großzügige Handhabung empfohlen wird. Schwer-
punkte sollen auf Verkehrssicherheit und rationellem Fahrverhalten liegen. 

 Anmerkung: Unter „rationellem Fahrverhalten" ist eine kraftstoffsparende, wirtschaftliche und 
umweltschonende Fahrweise zu verstehen. Diese Fahrweise wird in § 4 Abs. 1 BKrFQV als 
wesentlicher Inhalt der Weiterbildung genannt. 

IV.1.4. Kann im Rahmen des § 4 Abs. 2 BKrFQV eine selbständige Ausbildungseinheit (Zeit-
einheit) von 7 Stunden auf zwei aufeinander folgende Tage aufgeteilt werden (z.B. Fr. 
Nachmittag und Sa. morgen)? 

Erörterungsergebnis: 

 Die Gesprächsteilnehmer stimmten überein - sofern die Vorschriften über die Lenk- und 
Ruhezeiten nach der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und den Arbeitszeitregelungen nach 
dem Arbeitszeitgesetz eingehalten werden -, dass eine selbstständige Ausbildungseinheit 
(Zeiteinheit) von 7 h auf zwei aufeinander folgende Tage unter der Bedingung, dass die Zu-
sammengehörigkeit als eine Einheit gewährleistet ist, aufgeteilt werden kann. Das ist nur bei 
aufeinander folgenden Tagen der Fall. Eine Ausnahmegenehmigung ist hierfür nicht erfor-
derlich. 

IV.1.5. Darf eine CE-Fahrschule auch die Weiterbildung für Fahrer der Klassen D/DE (oder 
umgekehrt) durchführen (nicht beschleunigte Grundqualifikation)? 

Erörterungsergebnis: 

 Ja – § 7 Abs. 1 Nr. 1 BKrFQG verbindet die „allgemeine“ Schulungsberechtigung mit der 
Alternative „oder“. 
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IV.1.6. Darf sich ein anerkannter Ausbilder, der gelegentlich selbst als Fahrer gewerblich 
tätig ist und insofern der Pflicht zur Weiterbildung unterliegt, die Weiterbildung selbst 
bestätigen, wenn er einen Kurs als Referent unterrichtet? 

Erörterungsergebnis: 

 Er ist in seiner Weiterbildungspflicht lediglich von den Teilen befreit, die er selbst unterrichtet 
(übrige Zeiten sind durch passive Schulungsteilnahme zu ergänzen). 

 Anmerkung: Diese Regelung ist praxisbezogen und sinnvoll. Wer unterrichtet, lernt in jedem 
Fall dazu. Allerdings muss die Bescheinigung über die Teilnahme an der Weiterbildung von 
Ausbildung und Unternehmen ausgestellt werden nicht vom Ausbilder. 

  



Kompendium Berufskraftfahrerqualifikation Abschnitt C, Fragen und Antworten Seite - 32 - 

© Alle Rechte bei Bundesvereinigung der Fahrlehrerverbände e.V. Nachdruck, Kopieren oder Vervielfältigen jeglicher Art ist nur 
mit ausdrücklicher schriftlicher Zustimmung des Geschäftsführenden Vorstandes der Bundesvereinigung der Fahrlehrerverbän-
de e.V. erlaubt. 

IV.2. Periodizität, Fristen 

IV.2.1. Muss ein Fahrer, der sowohl die Fahrerlaubnis Klasse C als auch die der Klasse D 
besitzt, an zwei Weiterbildungskursen innerhalb von 5 Jahren teilnehmen oder reicht 
eine Weiterbildung aus?  

 Für den Fall, dass grundsätzlich für jede Fahrerlaubnisklasse (C und D) eine Weiter-
bildung vorgesehen wäre,  

 müsste der Fahrer 2 x 35 Unterrichtsstunden (UE) absolvieren 

 ließe sich die Verpflichtung zur Weiterbildung (= Vertiefung der in Anlage 1 ge- 
  nannten Kenntnisbereiche) auch so auslegen, dass eine Weiterbildung für eine  
  Fahrerlaubnisklasse (C oder D) „komplett“ (d.h. 1 x 35 UE) absolviert werden  
  müsste und für die andere Klasse nur die ergänzenden/noch fehlenden Teile? 
  Z. B. 1 x Weiterbildung für Klasse C, zusätzlich Weiterbildung Klasse D in den  
  Punkten 1.5, 1.6, 2.3, 2.8 der Anlage 1 BKrFQV? 

Erörterungsergebnis: 

 Die Weiterbildung gilt für die Fahrerlaubnisklassen C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D und DE, vgl. 
§ 5 Abs. 1 letzter Halbsatz BKrFQG ("... und gilt für alle  Fahrerlaubnisklassen, für die die 
Pflicht zur Weiterbildung besteht"). Damit reicht eine Weiterbildung aus; wenn möglich sollen 
die Fachbereiche abwechselnd geschult werden. 

IV.2.2. In diesem Zusammenhang stellt sich zugleich die Frage, ob die Schlüsselzahl 95 letzt-
lich zweimal eingetragen wird (einmal bei Klasse C und einmal bei Klasse D)? Dies ist 
zwar ein Problem der Führerscheinstellen, aber auch interessant für die Führerschein-
inhaber, damit sie darauf achten, dass die notwendigen Eintragungen auch enthalten 
sind. (Und für Arbeitgeber; Kontrollbehörden…) 

Erörterungsergebnis: 

 Schlüsselzahl 95 wird hinter jeder relevanten FE-Klasse mit dem selben Fristende eingetra-
gen. 

IV.2.3. Worauf wird abgestellt hinsichtlich des Zeitpunkts der Fälligkeit einer Weiterbildung? 
Auf den Zeitpunkt der vollständigen Teilnahme (= 35 Stunden, ggf. letztes Modul) oder 
auf den Zeitpunkt der Eintragung der Schlüsselzahl im Führerschein? 

 
 1. Beispiel: (Eintrag im Führerschein entscheidend)  

 Der Fahrer macht eine Weiterbildung (35 Stunden komplett) im Dezember 2008; kurz 
vorher hat er seine Fahrerlaubnis verlängert (neue Gültigkeit 2013); im Rahmen der er-
forderlichen Verlängerung seiner Fahrerlaubnis geht er zur Führerscheinstelle mit 
seinem Weiterbildungsnachweis aus dem Jahr 2008 und lässt diese nun bei der Ver-
längerung seiner Fahrerlaubnis eintragen – nächste Fahrerlaubnisverlängerung und 
Weiterbildung fällig 2018. Ergebnis: der Fahrer hat fast 10 Jahre „nichts gemacht“. 

 2. Beispiel: (Datum der kompletten Weiterbildung entscheidend) 
  

wie oben – aber wenn es auf das Datum der Fertigstellung der Weiterbildung an-
kommt, müsste dieser Fahrer bereits (nach dem Fünf-Jahres-Rhythmus) 2013 die 
nächste Weiterbildung absolvieren und könnte erst mit dieser Weiterbildung seine 
Fahrerlaubnis verlängern lassen. 

Erörterungsergebnis: 

 In beiden Beispielen ist dies im Rahmen der Übergangsfristen akzeptabel. 

 Anmerkung: Die aufgeworfene Frage stellt sich nicht nur im Rahmen der Übergangsfristen. 
Es ist auch denkbar, dass eine Person die Fahrerlaubnis Klasse C/CE und zugleich die be-
schleunigte Grundqualifikation erwirbt. Die Gültigkeit der Grundqualifikation (Schlüsselzahl 
95) und die der Fahrerlaubnis enden zeitgleich nach fünf Jahren. Hätte der Fahrer wenige 
Wochen nach Erteilung der Fahrerlaubnis an einem 35 Stunden umfassenden Weiterbil-
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dungskurs teilgenommen und würde er diese Bescheinigung bei der Verlängerung der Fahr-
erlaubnis und der Grundqualifikation vorlegen, würde die Grundqualifikation für weitere fünf 
Jahre verlängert. Er könnte die nächste Weiterbildung erst wenige Wochen vor Ablauf des 
neuen Fünfjahreszeitraum muss besuchen. Dies würde bedeuten, dass zwischen den bei-
den Weiterbildungskursen ein Zeitraum von knapp zehn Jahren läge. In der Praxis ist aber 
davon auszugehen, dass die Kraftfahrer die Weiterbildung auf mehrere Jahre verteilen. 
Deshalb darf man davon ausgehen, dass das oben genannte Beispiel in der Praxis nicht 
vorkommen wird. 

 Die dem Beispiel zwei zu Grunde liegende Auslegung wird unseres Erachtens vom Geset-
zestext nicht gedeckt. Nach § 5 BKrFQV wird die Grundqualifikation und die Weiterbildung 
durch den Eintrag der harmonisierte Schlüsselzahl nach Anlage 9 der FeV nachgewiesen. 
Der Text zu dieser Schlüsselzahl lautet "Kraftfahrerin/Kraftfahrer, die/der Inhaberin/Inhaber 
eines Befähigungsnachweises ist und die Befähigungspflicht nach dem Gesetz über die 
Grundqualifikation und Weiterbildung der Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer bestimmter Kraft-
fahrzeuge für den Güterkraftverkehr-oder Personenverkehr bis zum… erfüllt [zum Beispiel: 
95(01.01.2012)]" Eine entsprechende Formulierung findet sich auch in § 5 Abs. 4 BKrFQV in 
Bezug auf die Fahrerbescheinigung. Da der Nachweis der Grundqualifikation bzw. der Wei-
terbildung bis zu dem im Führerschein angegebenen Datum als erbracht gilt, kann bei der 
nächsten Verlängerung immer auf den Eintrag im Führerschein und nicht auf das Datum der 
Teilnahmebescheinigung abgestellt werden. 

IV.2.4. Können, sofern die Pflicht zur erstmaligen Weiterbildung von Personen, die Besitz-
stand genießen, gemäß dem Gleichlauf der FE-Verlängerung nach § 5 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 2 BKrFQG bis spätestens 10.09.2015 hinausgeschoben ist, Teil-Weiterbildungen 
bereits ab Inkrafttreten der Regelung, d.h. ab 10.09.2006, absolviert werden, auch 
wenn dadurch für alle Teil-Weiterbildungen ein Zeitraum von fünf Jahren überschrit-
ten wird?  

Erörterungsergebnis: 

 Die Vertreter des BMVBS wiesen darauf hin, dass nach ihrer Beurteilung der Gesetzestext 
zwei Auslegungsmöglichkeiten eröffnet. 

 Eine besteht darin, generell davon auszugehen, dass eine Weiterbildung stets in einem Zeit-
raum von 5 Jahren zu absolvieren ist. Für diese Auslegung könnte insbesondere sprechen, 
dass der Grund für die Dynamisierungsmöglichkeiten im § 5 BKrFQG allein darin bestand, 
den Zeitpunkt des Abschlusses der ersten und der dann alle 5 Jahre zu wiederholenden 
Weiterbildungen mit dem Zeitpunkt der Erneuerung des Führerscheins in Übereinstimmung 
bringen zu können. Außerdem hätten die Länder – die die Verabschiedung ihrer Zuständig-
keitsregelungen noch nicht abgeschlossen haben – dadurch die Möglichkeit, durch entspre-
chende Genehmigungen zunächst für ein ausreichendes Netz von Weiterbildungsstätten zu 
sorgen. Im Moment können nur die gesetzlich bestimmten Institutionen Weiterbildungen an-
bieten.  

 Die andere, ebenfalls vom Text des § 5 BKrFQG gedeckte Möglichkeit, besteht darin, dem 
betroffenen Personenkreis mit Inkrafttreten des Gesetzes die Absolvierung von Teilleistun-
gen der Weiterbildung zu ermöglichen. Dies hat allerdings zur Folge, dass die Betroffenen 
frei sind, die Weiterbildungsteile in sehr großen Abständen zu absolvieren und dass Betrof-
fene ihrerseits schon heute Anspruch darauf erheben werden, entsprechende Weiterbil-
dungsveranstaltungen angeboten zu bekommen. 

 Die Vertreter der Länder entschieden, bei der Ausführung des Gesetzes gleichwohl davon 
auszugehen, dass die Betroffenen ab sofort ihre Weiterbildung beginnen und ggf. erst im 
Jahr 2015 abschließen können. Sie weisen zur Begründung darauf hin, 

 dass dies Vorteile für die Verkehrssicherheit hat, wobei von Freiwilligkeit ausgegan- 
  gen wird, 

 ein weiterer Vorteil darin besteht, eine sonst evtl. zu befürchtende Konzentration von  
  Weiterbildungserfordernissen zum Ablauf der Übergangsfrist vermeiden zu können, 

 einzelne Weiterbildungen bereits angeboten werden, 

 dass die Länderbehörden dafür Sorge tragen, dass vorliegende Anträge zur Geneh- 
  migung der Durchführung von Weiterbildungen schleunig bearbeitet werden. 
  


